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Die Quelle der Revolutſon.
Die preußiſche Regierung gibt in der Wahlrechtsfrage

ein praktiſches Beiſpiel wie Revolutionen gemacht
werden. Wie Revolutionen vermieden werden können, dazu
hat die Sozialdemokratie unabläſſig den Weg gezeigt: durch
eine regelmäßige fortſchreitende Entwicklung der Sozial-
geſetzgebung und der politiſchen Jnſtitutionen.
Unermüdet hat ſie dafür agitiert; und namentlich gegen das
ſtärkſte Hemmnis allen Fortſchritts, gegen die lächerlichſte und
rückſtändigſte aller Verfaſſungen, gegen das preußiſche Drei-
klaſſenſyſtem, hat ſie ihre Stimme erhoben. Aber ver-
gebens. Die herrſchende Klaſſe will keinen friedlichen Fort-
ſchritt. Starres Feſthalten an unhaltbaren Privilegien iſt ihr
Syſtem. Lieber brechen als biegen. Verfügten ſie über
ein bißchen Vernunft, ſo hätten ſie eine Scheinreform ge-
bracht, die durch kleine Konzeſſionen die ihr Recht fordernden
Maſſen beſchwichtigt hätte. Aber der freche Uebermut der
Junkerklaſſe hatte es fertig gebracht, eine Vorlage zu fabri-
gieren, die das ſchlechteſte aller Syſteme noch verſchlech-
tert und nur noch als Prodokadion des Volkes als An f

forderung zur Revolution zu verſtehen war.
Es handelt ſich hier natürlich nicht um den tiefſten Grutid

der Revolutionen, der in der ökonomiſchen Entwicklung
liegt. Die techniſche und ökonomiſche Umwälzung ſchafft die
neuen Klaſſen, die neuen Machtverhältniſſe, die neuen Bedürf
niſſe, von denen die Menſchen die Träger, die Agenten ſind. Sie
ſtellt die Klaſſen einander feindlich gegenüber, läßt die Macht
der einen ſtetig wachſen, die der anderen abnehmen. Wann
aber die Spannung zwiſchen den neuen Notwendigkeiten und
den alten ſtarren Formen ſo groß wird, daß eine Explofion
erfolgt, wann die Menſchen dem Sebot der materiellen Ver
hältniſſe gehorchen, das hängt von vielen Einzelheiten ab, die
den Geiſt und das Empfinden der Menſchen beſtimmen.

Oberflächlich mag es ſcheinen, als ob die Klaſſenherrſchaft
ſelbſt den Geiſt der Menſchen, deren Freiheitsſinn ſie nicht
ertragen könne, zum Kampfe beſtimmt. Oberflächlich ſcheint
es, als ob aus der Tatſache der Ausbeutung, die dem Streben
nach Wohlfahrt in dem Wege ſteht, der Kampf gegen die Aus
beutung entſteht. Soweit es ſich um die Triebkräfte handelt,
die den Geiſt und den Willen der Menſchen beſtimmen, trifft
das nicht zu. Nicht die Ausbeutung, ſondern die maßloſe Miß-
handlung hat den Kampf gegen die Ausbeutung geweckt; nicht
die Unterdrückung ſelbſt, ſondern die unerträglichen Schand-
taten und Provokationen der Herrſchenden bilden immer die
unmittelbare Quelle der Revolution.

Wie entſtehen Streiks, wie iſt überhaupt die Arbeiter
bewegung entſtanden? Etwa aus Empörung darüber, daß
die Kapitaliſten einen Mehrwert aus den Arbeitern preſſen?
Neinz jeder weiß, daß, wo die Kapitaliſten nicht mehr als den
wirklichen Mehrwert nehmen und die Arbeitskraft nach ihrem

Wert bezahlen, die Arbeiter an keinen Kampf denken. Wenn
die Unternehmer immer den Wert der Arbeitskraft ehrlich ver
gütet hätten, wäre es den Arbeitern nie in den Sinn gekom
men, ihnen ihren Anſpruch auf den Mehrwert zu beſtreiten.
Weil aber die Kapitaliſten die Ausbeutung bis ins
Maßloſe ſteigern, die Arbeitskraft weit unter dem
Wert bezahlen, die Lebenskraft der Arbeiter ver
wüſten, deshalb bricht ſchließlich auch den anſpruchloſeſten
Arbeitern die Geduld. Not und Verzweiflung zwingt ſie
zum Kampfe; ſie müſſen kämpfen, wollen ſie nicht völlig
zugrunde gehen. Und wenn ſie nachher mit ihren Organi-
ſationen auch eine beſſere Lebenslage erkämpft haben, ſo kehrt
die alte Ruhe nicht zurück, denn immerfort muß das Er
rungene in ſchweren Kämpfen gegen die Profitſucht der Kapi
taliſten verteidigt werden.

Nicht die Unzufriedenheit der Arbeiter, wie die Soldſchreiber
des Unternehmertums fabeln, ſondern die Unzufrieden-
heit der Kapitaliſten, die ſich mit einem normalen
Mehrwert nicht begnügen will, beſchwört den Klaſſenkampf
herauf. Hier liegt aber kein zufälliges perſönliches Laſter
einzelner Kapitaliſten vor. Das Syſtem zwingt ſie zur
ſchonungsloſen Profitjagd. Sobald die Arbeiter das einſehen,
richtet ſich ihr Kampf gegen das Prinzip der Aus-
beutung ſelbſt. Weil ſie wiſſen, daß ſie unker dem Kapi-
talismus, wo die Profitgier alles beherrſcht, immer wieder fürs
nackte Leben kämpfen müſſen, deshalb bekämpfen ſie den Kapi

talismus als Syſtem.

Dasſelbe gilt auch für den politiſchen Hampf. Die
Klaſſenherrſchaft der Bourgeoiſie würde an ſich noch keine
revolutionäre Bewegung des Proletariats erzeugen; beherrſchte
Klaſſen verfügen bekanntlich über ein unglaubliches Maß von
Lammsgeduld. Wenn aber die Bourgeoiſie in blinder Habſucht

jede freie Bewegung des Proletariats als Gefahr für ihren
Profit fürchtet und eine brutale reaktionäre Junkerklaſſe mit
der gewaltſamen Niederhaltung der Arbeiter
betraut, dann wächſt die Empörung über die Niederträchtig-
keiten und Schikanen dieſer Regierenden zu einer revolutio-
nären Bewegung gegen die ganze herrſchende Ordnung aus.
Auch hier handelt es ſich nicht um Zufall. Das böſe Gewiſſen
läßt den Herrſchenden keine Ruhe aus Furcht vor dem Empor-
kommen des Volkes können ſie nicht anders, als jede freie
Regung gewaltſam unterdrücken. So peitſchen ſie
ſelbſt die Maſſen in die Revolution hinein; und was bei der
unerſchöpflichen Geduld des Volkes die Unterdrückung ſelbſt
nicht fertig bringt, das bringt ſchließlich die Provokation
fertig.

Die Provokation iſt eine Waffe in den Händen der Macht-
haber, der Unterdrücker. Sie will die emporkommende Klaſſe
zu einem Kampf reizen, zu dem dieſe noch nicht genügend er-

ſtarkt iſt, um ſie dann leicht zu zerſchmettern. Aber wie jedes
Mittel im Klaſſenkampf, ſo ſchlägt auch dieſes ſchließlich in ſein
Gegenteil um. Die Zeit kommt, in der die Machtverhältniſſe
der Klaſſen ſich ſoweit verſchoben haben, daß ſie reif für eine
Umgeſtaltung der Machtverhältniffe ſtnd. Greift dann die Re
gierung unter der wachſenden Gärung im Volke zu einer
Provokation, um die Maſſe zu einem Kampfe zu locken, worin
fie ihr einen gehörigen Denkzettel geben kann, ſo ſchneidet ſie ſich
gründlich in die Finger. Mag ſie für den Augenblick an-
ſcheinend ihr Ziel erreichen, ſo wirkt doch die neu gelungene
Entrechtung und Unterdrückung immer wieder als unwiderſteh-
licher Anſporn auf die Arbeiterklaſſe, ihre Kraft und ihren

Widerſtand zu ſtählen. 4
So geht es auch bei der preußiſchen Wahlrechts-

entrechtung. Die Arbeiterklaſſe hat noch nicht ihre ge-
ſamte politiſche, wirtſchaftliche und ſoziale Macht in die Wag-
ſchale geworfen. Aber die Prellung um die Reform kann nur
den Tag beſchleunigen, der ſie zu dieſer Anſtrengung zwingt.
Vorenthaltene Rechte, die für die neu aufſtrebende Klaſſe zur
ſozialen Not wendigkeit geworden ſind, müſſen von
der Arbeiterklaſſe erzwungen werden bei Strafe ihres Unter-
ganges. Daß die Arbeiterklaſſe heut einſichtig und geſchult ge
nug iſt, dieſe Erringung der Gleichberechtigung nicht durch
hoffnungsloſe Putſche zu verſuchen, iſt ein Erfolg der Sozial-
demokratie. Die bewußte und organiſierte Zuſammenfaſſung
der gangen ſozialen Macht der Klaſſe wird die Durchſetzung
ihrer Lebensnotwendigkeiten ermöglichen,

Nach dem (ahlſiege.
Die Kommentare zum Wahlausfall in Friedberg-

Büdingen, wo der Sozialdemokrat ſo glänzend gewählt
wurde, ſind natürlich wieder ungemein zahlreich. Die lin ks-
liberale Preſſe, insbeſondere Berliner Tageblatt und Ber
liner Volksztg., geben ihrer Freude Ausdruck, daß die Frei-
ſinnigen die ausgegebene Parole befolgt haben und daß auch
aufrechte Männer der nationalliberalen Partei es vorgezogen
haben, dem Sozialdemokraten ihre Stimme zu geben, ſtatt dem
Bündler zum Siege zu verhelfen. Jn der Berliner Volksztg.
wird ausgeführt, daß der Wahlausfall auch beweiſe, wie un
richtig die ſtändige Ausrede der linksliberalen Parteien iſt, ſie
könnten ihre Wähler nicht für den Sozialdemokraten abkom-
mandieren, weil eine ſolche Parole nicht befolgt würde. Jn
dem Berliner Tageblatt wird verſichert, daß die Beamten-
ſchaft und die Lehrer diesmal faſt ohne Ausnahme Buſold
gewählt hätten.

Der Teil der bürgerlichen Preſſe, dem der Wahlausfall nichtbehagt, zerfällt in zwei Gruppen: Diejenige, die gedankenlos

und ohne Verſtändnis für die Vorausſetzungen des Wahlaus-
falls alle Schuld dem freiſinnigen und nationalliberalen „Ver-
rat“ zuſchreibt und die andere, die ſich bemüht, etwas tiefer ein-
zudringen in die politiſche Sachlage und die nach Gründen für
die ſtarke oppoſitionelle Strömung in den Wählerkreiſen ſucht.
Deutſche Tageszeitung und Kreuzzeitung ſtehen an der Spitze
der erſteren Gruppe und ſchimpfen in den kräftigſten Aus-
drücken auf den Freiſinn. Der Deutſchen Tageszeitung will
ſcheinen, „als habe der Freiſinn in Friedberg-Büdingungen das
Maß ſeiner antinationalen Sünden ſchon übervoll gemacht.
Aber auch die Nationalliberalen bekommen von der Deutſchen
Tageszeitung einen derben Rüffel. Der Jungliberalismus ſei
im Vordringen begriffen und die nationalliberale Parteileitung
habe ihre Wähler nicht mehr in der Gewalt, eine Folge „der

maßloſen unwahrhaftigen Hetze gegen die rechtsſtehenden Par
teien“.

Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung verſucht es noch einmal
mit väterlicher Ermahnung der Freiſinnigen. Es wird ihnen
nahegelegt, „daß von den Wählern, die man ſo unbeſonnen dem
Radikalismus zuführe, ein beträchtlicher Teil den Weg nicht ſo
gleich wieder zurückfindet. Während auf dieſe Weiſe die frei-
ſinnigen Stimmen abbröckeln. büßt die Partei zugleich durch
ſolche unleidlichen Veweiſe ihrer höchſt unabhängigen Ge-
ſinnung das Vertrauen der übrigen bürgerlichen Parteien ein.
Baſiert doch beinahe jedes fortſchrittliche Reichstagsmandat auf
einem Stichwahlergebnis; es wird kaum jemals erſtritten,
ſondern pflegt nur gerettet zu werden.“

Etwas einſichtiger zeigt ſich ſchon Der Reichsbote; er ſagt:
„Vorher war die Volksſtimmung der konſervativen Partei ſehr
günſtig unter dem Eindruck der ſegensreichen Wirkungen der
konſervativen Politik des Schutzes der nationalen Arbefit. Hätte
man die Finanzreform nach den Vorſchlägen der Regierung ge
macht, ſo würde dieſer Umſchwung in der öffentlichen Meinung
nicht eingetreten ſein.“ Noch deutlicher werden die Deutſchen
Nachrichten, das Berliner Beamtenblatt, das zu dem Wahl-
reſultat ſchreibt: „Die Erfolge der Sozialdemokratie ſtehen im
urſächlichen Zuſammenhang mit dem Uebermaß an Druck, Rück
ſtändigkeit und innerer Zerfahrenheit, das uns die unum-
ſchränkte Herrſchaft der Schwarzblauen von neuem gebracht
bat.“ Und die Nationalzeitung bricht ſchließlich in den Stoß-
ſeufzer aus: „Wie oft ſollen ſich dieſe Niederlagen wiederholen,
bis man endlich zur Erkenntnis gelangt, daß ein Syſtemwechſel
eine abſolute Notwendigkeit iſt.“

Raubmörderpolitik.
Der Bund der Landwirte hat für den Schurkenſtreich, den er

in Friedberg-Büdingen verübte, die verdiente Züchtigung er
halten. Statt aber ſich ſelbſt anzuklagen, überhäuft er die
Liberalen mit Vorwürfen, weil ſie es zum großen Teil unter-
ließen, mit ihm gemeinſame Sache zu machen. Der Bund der
Landwirte will es nicht begreifen, oder wenigſtens öffentlich
nicht gzugeben, daß er es durch ſein eigenes Verhalten in Fried-
berg allen anſtändigen Menſchen unmöglich gemacht hatte, für
ihn zu ſtimmen, und ſicher gibt es auch unter der Minderheit,
die für v. Helmolt eintrat, heute ſchon viele, die es nachträglich
bei genauerer Ueberlegung bedauern, ihre Finger mit einem
agrariſchen Stimmzettel beſchmutzt zu haben. Hätte der freche
Verſuch. den ſozialdemokratiſchen Gegner mit einem friſchen
Raubmorde in Verbindung zu bringen, bei den Wählern
Erfolg gehabt, ſo wäre das eine Schande für das ganze deutſche
Volk geweſen.

Das Zentralorgan des Bundes der Landwirte, die Deutſche
Tageszeitung, iſt aber weit davon entfernt, dieſen Sachverhalt
einzugeſtehen und ſeine Friedberger Geſinnungsgenoſſen zu an
ſtändigeren Kampfesformen zu ermahnen. Ganz im Gegen-
teil hat dieſes Blatt ſogar die Dreiſtigkeit, die Lumpentat ihrer
Freunde zu einem unlauteren ſozialdemokrati-
ſchen Manöver umzulügen. Es läßt die Vorwürfe, die gegen
das Treiben der Bündler im zweiten heſſiſchen Kreiſe erhoben
worden ſind, Redue paſſieren, um ſchließlich auch auf das be
rüchtigte Raubmörderſtücklein der Friedberger Reuen Tages-
zeitung zu kommen, über das es ſchreibt:

Endlich war dem Bunde der Landwirte oder eigentlich der
Friedberger Neuen Tageszeitung ein beſonderer Vorwurf
deshalb gemacht worden, weil ſie in einem Flugblatt über
den Friedberger BVankraub hervorgehoben haben ſollte, daß
in dem Ofen des Zimmers, das der Räuber in einem Fried-
berger Hotel bewohnte, Fetzen eines Briefes der Redaktion
des ſozialdemokratiſchen Witzblattes Wah
rer Jakob gefunden worden ſeien. Mit dieſem Flugblatt
hat es folgende Bewandtnis. Als ſich herausſtellte, daß der
Brief des Wahren Jakob nicht an den Verbrecher, ſondern
an den Reichstagsab geordneten Dr. David ge-
richtet war, der vorher dasſelbe Zimmer bewohnt
hatte, verfügte die Neue Tageszeitung ſofort, daß das Flug-
blatt nicht expediert werden dürfe. Es iſt auch tatſäch
lich nicht zur Verbreitung gelangt. Vielmehr haben ſich die
Sozialdemokraten auf unlautere Weiſe (Il) ein
Exemplar des nicht herausgegebenen Flugblattes verſchafft,
um es als Zeugnis für „die Kampfesweiſe des Bundes der
Landwirte“ zu verwenden. Durch die ganze linksſtehende
Preſſe iſt aber daraufhin die Mitteilung gegangen, daß das
betreffende Flugblatt vom Bunde der Landwirte derbrei-
tet worden ſei, während in Wirklichkeit nur ein un laut e-
res ſozialdemokratiſches Manöder vorgelegen
hat!

Die Deutſche Tageszeitung knüpft an dieſe Darſtellung
des Sachverhalts“ eine Reihe von Beſchimpfungen ihrer Geg-
ner und verſichert zum Schluß mit unübertrefflicher Gauner-
frechheit:

Daß wir für derartige Methoden und derartige Gegner
weiter nichts als eine z.ründliche Verachtung haben,
kann uns kein anſtändiger Menſch verdenken.

Sachlich gibt das Bündlerblatt zu, daß ein Flugblatt vor
bereitet wurde, deſſen eingeſtandener Zweck es war, den ſozial-
demokratiſchen Segner als raubmordverdächtig hinzuſtellen.
Dieſes verleumderiſche Flugblatt ſollte in letzter Stunde, wenn
eine Widerlegung nicht mehr möglich war, in die Wählermaſ-
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ſen geſchleudert werden, drang aber krohdem ſchon zuvor in
einigen Exemplaren in die Oeffentlichkeit. So kam es, daß
die Stinkbombe vorzeitig krepierte und nur ihre eigenen Ur
heber traf. Das nennt die Deutſche Tageszeitung ein unlau-
teres Manöver der Sozialdemokratie Man muß
wahrlich über den Stumpfſinn oder die ſittliche Verwahrloſung
des Agrarierpöbels ſtaunen, dem ſeine Zeitung ungeſtraft ſolche
fauſtdicken Lügen als tägliche Koſt vorſetzen darf!
Der Bund der Landwirte hätte die Situation immer noch

für ſich reiten können, wenn er rechtzeitig in angemeſſener
Form ſein Bedauern über die ſittliche Enigleiſung ausge
ſprochen hätte, die ſich ſeine Organe in Friedberg zuſchulden
kommen ließen. Wir gewöhnliches Volk haben aber in den
Augen der Junker keine Ehre und keinen Anſpruch auf Genug-
tuung. Wir wollen und brauchen ſie auch gar nicht, denn
viel wertvoller als alle überflüſſigen Ehrenerklärungen iſt
uns die vollzogene Selbſtentlarvung des junkerlichen Bundes
der Landwirte als einer Geſellſchaft von Nichtehren-
männern. Der Bund erklärt ſich mit den Friedberger Raub-
mordpolitikern ſolidariſch! Wir danken das genügt voll-
ſtändig, um dieſe deutſchen Männer und frommen Chriſten
als das zu zeigen, was ſie ſind. Mehr brauchen wir nicht!

Politiſche Uebersjcht.

Halle a. S., 27. Juni 1910.
Zivilliſtenerhöhung, Stantsanwalt, Kerker!

Die erfolgreiche Lohnbewegung der preußiſchen Krone hat
nachträglich auch noch den Staatsanwalt mobil gemacht.

Während aber der ſtaatsanwaltliche Zorn ſich ſonſt meiſt
über jenen zu entladen pflegt, die höheren Lohn verlangen,
richtet er ſich diesmal gegen die unbotmäßzigen Verweige-
rer der Lohnbewegung. So iſt jetzt gegen den verantwort-
lichen Redakteur der Königsberger Volkszeitung, den Geneſſen
Marckwald ein Verfahren eingeleitet worden, weil er ſich für
die geforderte Erhöhung der jährlichen Bezüge des preußiſchen
Königs von 1534 auf 1914 Millionen Mark nicht in dem Maße
zu begeiſtern verſuchte, das der königliche Staatsanwalt für
das geſetzlich vorgeſchriebene hält. Marckwald ſoll ſämtliche
Prinzen des königlichen Hauſes dadurch „beleidigt“ haben,
daß er ihnen riet, ſich als Profeſſoren ihren Lebensunterhalt
zu erwerben oder aber, falls ſie dazu geeignet nicht wären, ihr

Brot durch Ausübung eines Handwerks zu ver-
dienen.

Der königliche Staatsanwalt von Königsberg bei Rußland
hält es offenbar für eine Beleidigung, wenn man einem
Menſchen zumutet, ſein Brot durch ehrliche Arbeit zu ver-
dienen! Anders läßt ſich ſein Vorgehen überhaupt nicht be
greifen. Denn in dem ganzen Artikel ſteht kein Wort, das ge
eignet wäre, die Herren Hohenzollernprinzen auch nur im Ent-
fernteſten zu beleidigen. Oder der Königsberger Staatsanwalt
iſt der Meinung, daß überhaupt jede Oppoſition gegen eine Er-
höhung des Kroneinkommens auf Volkskoſten unerlaubt ſei,
und daß darum irgendein gefälliger Paragraph des Straf-
geſetzes entſprechend gedehnt werden müſſe, um dem Staatsver-
brecher „Hochverräter“ würde Junker Kröcher ſagen den
ſchweren Arm der oſtpreußiſchen Gerechtigkeit fühlen zu laſſen.

Solche Staatsanwälte, wie den Königsberger, müßte
Preußen- Deutſchland mehr haben, um bis zu den nächſten
Wahlen ganz rot zu werden! Denn das fehlt gerade noch
zu allem übrigen! Das Volk kriegt keine Wahlreform, die
„wichtigſte Aufgabe“ wird ſträſlich vernachläſſigt, dafür fordert

die Regierung Rieſenſummen für vie Hofhaltung, ein Parla-
ment, das keine Volksvertretung iſt, peitſcht das ungeheuerliche
Schenkungsgeſetz in drei Tagen durch und dann ſollen noch
Männer der Volkspreſſe, die ein Wort der Kritik an ſolchem
Verhalten wagen, ins Gefängnis geworfen werden!?? Mehr
Auſtern für Prinzen! Mehr Rumfutſch und blauen Heinrich

r

7 Der Kraft Mayr.
Ein humoriſtiſcher Muſikanten-Roman.

Von Ernſt von Wolzogen.

[(Nachdr. verb.

Der Konſul war ausgegangen. Frau Olga empfing die
Heimkehrende allein. Mit eiſiger Kälte begrüßte ſie ſie. Und
nachdem ihr Thekla mit feſter Stimme die einfache Wahrheit
berichtet hatte, ließ die Konſulin alle Selbſtbeherrſchung fahren
und überhäufte das arme Mädchen mit wütenden Drohungen
und ſchmählichen Schimpfworten. „Jch hab's gewußzt,“ ſchloß
ſie ihren leidenſchaftlichen Ausbruch, „ich hab's gewußt, daß es
ſo mit dir enden würde, von dem Tage an, wo ich den Schund-
roman von der Hintertreppe unter deinem Kopfkiſſen fand.
Bei deiner Abſtammung kann's ja gar nicht anders ſein, als
daß du dich zum Gemeinen hingezogen fühlſt. Zwiſchen uns
iſt's aus ich mag dich nicht mehr Tochter nennen! Aber
glaube ja nicht etwa, daß wir dir jetzt die Mittel geben werden,
um mit dem Menſchen weiterleben zu können. Sieh zu, wie
du ohne uns fortkommſt! Du kannſt ja Diakoniſſin werden,
wenn du ſo eine Paſſion für die Krankenpflege haſt!“

Der Konſul empfing ſeinen Liebling ganz anders. Er
ſchloß Thekla wortlos in die Arme, nachdem ſie ihm ihr Herz
ausgeſchüttet hatte, ließ ſie an ſeiner Bruſt ſich ausweinen und
weinte ſogar mit ihr. Aber dennoch konnte er ſich nicht ent
ſchließen, das Verhältnis zu Florian gutzuheißen und an ſeine
Unſchuld und Seelengröße, die Thekla ſo begeiſtert pries, zu
glauben. Er war und blieb für ihn ein öffentlich Gebrand-
markter, und er war überzeugt, daß an dem, was die Zeitun-
gen ihm nachgeſagt, doch wohl etwas Wahres ſein müſſe. Noch
an dieſem Abend fand eine heftige Auseinanderſetzung zwiſchen
dem Konſul und ſeiner Gattin ſtatt, und als deren Ergebnis
wurde Thekla angekündigt, daß ſie nach den Feiertagen von
ihrem Vater in ein Penſionat für junge Damen in Lauſaune
ehracht werden würde. Während der Feiertage zeigte ſich

Frau Burmeſter abſichtlich mehrmals in Konzerten und Ge-
ellſchaften mit Thekla und tat außerordentlich freundlich zu

ihr, um den Klatſch niederzuſchlagen, der ſich mit dem rätſel-
haften Verſchwinden des jungen Mädchens natürlich ſchon be-
ſchäftigt hatte, und Thekla mußte ihr den Gefallen tun, ihre
Lügen durch Schweigen zu beſtätigen. Zu Hauſe ſprachen ſie
kein Wort miteinander.

Florian erlebte ein trübſeliges Weihnachtsfeſt. Seine Eltern
hatten ihm fünfzig Mark geſchickt, und zwar auf Betreiben des
Barons mehr konnten ſie beim beſten Willen nicht entbehren.
Florian wollte ihnen auch nicht zur Laſt fallen; weder ihnen,
noch ſeinen andern wenigen Freunden, die ihn in ſeiner Not
zinterſtützt hatten. Er wollte alle dieſe Zuwendungen als Dar-
Iehen betrachten und ſich keinen guten bis er alles
Famt ſeiner Wechſelſchuld bei Heller und Pfennig zurückgezahlt

für Sozialdemokraten Das iſt für die preußiſche Juſtiz die
Forderung des Tages.

Ob der Königsberger Staaktsanwalt mit ſeiner Aktion den
Erfolg haben wird, den er erwartet, möchten wir vorerſt noch
bezweifeln. Obgleich er den Vorzug hat an der geweihten
Stätte des Geheimbund- und Schandſäulenprozeſſes zu
amtieren, fo kann man doch ſchließlich auch in Königsberg bei
Rußland nicht über das Geſetz! Aber einen Erfolg, den der
Staatsanwalt nicht erwartkete, den hat er ſchonl Denn ein
Staatsanwalt, der gegen die Verweigerer der königlichen Lohn
erhöhung amtshandelt, der hat uns gefehlt! Der hat uns ge
rade noch gefehlt!

Wirkungen der ſchwarz-blanen Steuerpolitik.
Der Verein Deutſcher Kaffeegroßhändler hielt in

Köln ſeine Generalverſammlung ab. Es wurde feſtgeſtellt,
daß durch die Erhöhung des Kaffeezolles ein rieſiger
Konſumrückgang zu verzeichnen iſt, wodurch der Zweck
der Zollerhöhung: die Reichseinnahmen zu vermehren, vollſtän-
dig illuſoriſch gemacht wird. Die Schäden. die die Beteiligten
dadurch erleiden, ſollen ziemlich beträchtliche ſein. Man er-
warket von der Regierung. daß ſie ohne Verzug Maßnahmen
zum Schutze des Kaffeehandels treffe.

Auch die Folgen der Tabakſteuer machen ſich ſtändig in ſehr
ſchlimmer Weiſe bemerkbar. Die Firma Himmelsbach in
Oberweier bei Offenburg i. B. entließ 500 Arbeiter, die in
den Dörfern der Umgegend Heimarbeit verrichteten. Es wurde
den Entlaſſenen bedeutet, nach vier Wochen könnten ſie wieder
um Arbeit anfragen.

Die „Stenerfrendigkeit“ der Agrarier
iſt ja ſchon oft entſprechend beleuchtet worden. Eine Verhand-
lung vor dem Dresdener Landgericht gab einen neuen und
draſtiſchen Beweis dafür. Der Gutspächter Adolf v. Wolf-

ſchaftet und ſein Einkommen zu niedrig verſteuert. Er zahlte
infolgedeſſen 769 Mk. Steuern zu wenig. Dafür erhielt er
einen Strafbefehl über den ſechsfachen Betrag. Die hinter-
zogene Steuerſumme hat er nachgezahlt, den ſechsfachen Be-
trag wollte er aber nicht bezahlen und brachte die Sache vor
das Landgericht. Dort wurde ein „Vergleich“ geſchloſſen. Der
als Vertreter des Steuerfiskus anweſende Steuerrat erklärte,
daß ſich das Finanzminiſterium jedenfalls zu einer Herab-
ſetzung der Strafe herbeilaſſen würde, wenn der Gutspächter
ſeinen Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zurückziehe. Das
geſchah und das Verfahren wurde eingeſtellt. Die Rückſicht,
die auf ſteuerſcheue Agrarier genommen wird, iſt wirklich rüh-
rend. Steuerſcheue Agrarier ſind keine Wahlrechts Demon-
ſtranten.

Zwei Fälle Militärjuſtiz.
1. Fall. Vor dem Kriegsgericht der 2. Gardediviſion in

Berlin fand dieſer Tage eine Verhandlung wegen Soldaten-
mißbandlung ſtatt, bei der ſowohl der Urheber der Mißhand-
lung wie auch der Mißhandelte ſelbſt auf der Anklagebank
ſaßen.

Es waren dies der Unteroffizier Wenzel vom Königin-Eliſa
beth-Garde-Grenadier- Regiment und der Grenadier Mehla.
Eines Tages gab. W. dem M. den Befehl, nach dem Hof zu
gehen und einige Säcke zu holen. Der Grenadier kam dem
Beſchl aber nicht nach und auch auf erneute Aufforderungen
des Vorgeſetzten beharrte er im Ungehorſam. Darauf verſetzte
ihm W. einen Stoß vor die Bruſt und einen zweiten
Stoß mit der Gewehrſtütze. M. ließ nun die Aeuße-
rung fallen: „Der Herr Unteroffizier hat mich nicht anzufaſſen
und zu ſchlagen. Auf dem Flur faßte W. den Grenadier an
die Bruſt und ſchleppte ihn vor den Feldwebel, um die
Gehorſamsverweigerung zur Meldung zu bringen. Das Kriegs
gericht verurteilte den Unterofſizier zu zehn Tagen ge-
linden Arreſt und den Grenadier wegen Achtungsver-
etzung und Beharrens im Ungehorſam zu zwei Monaten
und vierzehn Tagen Gefängnis.

Nach dem Grundſatze: unter allen Umſtänden Wahrung der
Diſziplin! wird der Mißhandelte auf Monate ins Gefängnis

g der Soldatenpeiniger aber mit gelindem Stubenarreſt
elohnt.
2. Fall. Der zweite Fall kam in Koblenz vor dem Ober

kriegsgericht der 15. Diviſion als Berufungsinſtanz zur Ver
handlung. Die beiden Einjährigen, Freiherr v. Schröder
und Fichter beide Bonner Boruſſen waren des
tätlichen Angriffs gegen einen Vorgeſetzten beſchuldigt
weil ſie den Unteroffizter Veith beim Baden in der Sieg ins
Waſſer geworfen hatten. Der die Aufſicht führende
Leutnant Vierkorn wurde beſchuldigt, er habe es an der nötigen
Aufſicht fehlen laſſen. Urteil: Die beiden Einjährigen werden
freigeſprochen. Der Leutnant Vierkorn wird zu zwei
Tagen Stubenarreſt verurteilt

Die Bonner Boruſſen ſind glückliche Leute.

Deutſches Reſch.
Der Hellfeld-Prozeß. Hauptmann a. D. Hellfeld hatte im

ruſſiſch- japaniſchen Krieg Waffenlieferungen für Rußland
übernommen und war zuletzt mit dem ruſſiſchen Fiskus über
die Bezahlung in Differenzen geraten. Er klagte vor den Ge
richten in Kiautſchau und erſtritt ein obſiegendes Urteil.
Jn Berlin ließ er daraufhin bei dem Bankhaus Mendelſohn
ruſſiſche Gelder, die dort in Höhe von 416 Millionen Mark
deponiert waren, pfänden. Der Staatsſekretär des Aeußern
v. Schön erhob aber den Kompetenzeinwand und am Sonn-
abend hatte ſich deshalb der Kompetenz- Gerichtshof mit der
Hellfeldſchen Klage zu befaſſen. Das gefällte Urteil lautet:
Der Gerichtshof hat für Recht erkannt, daß die Zwangsvoll-
ſtreckung an den ruſſiſchen Depots beim Bankhauſe Mendelſohn
unzuläſſig und daher der vom Miniſter der Auswärtigen
Angelegenheiten erhobene Kompetenzkonflikt für begründet zu
erachten iſt. Der Pfändungsbeſchluß des Berliner Landgerichts
iſt aufzuheben. Rußland ſiegt in Preußen allemal.

Polniſcher „Nationalrat“. Die Polen der beſitzenden
Klaſſen möchten gern die Aufklärung des polniſchen Volkes im
demokratiſchen und ſozialdemokratiſchen Sinne verhüten. Das
ſogenannte polniſche Zentralwahlkomitee ſchlägt vor, ſich als
„Nationalrat“ zu konſtituieren, der bei Meinungsverſchieden-
heiten grundlegende Beſchlüſſe faſſen könne, die für das ge-
ſamte Polentum als Richtſchnur dienen ſollen. Nach gefaßtem
Beſchluß ſollen alle Polen an den Beſchluß des
Komitees gebunden ſein.

Dieſe Vergewaltigung der demokratiſchen Strömungen des
polniſchen Volkes wird ſich kaum verwirklichen. Man wird ein
fach den Beſchlüſſen keine Folge geben.

Geiſtlicher Zeitungsboykott ſtraffrei. 31 katholiſche Geiſt
liche des badiſchen Seekreiſes erließen ſeinerzeit eine Erklärung
gegen die liberale Zeitung Der Seebote, worin ſie die Katho-
liken aufforderten, das Blatt aus den katholiſchen Familien
zu weiſen und zu ſorgen, daß es in dieſen Hreiſen keine Ver-
breitung finde. Die Geiſtlichen beriefen ſich dabei auf einige
Artikel des Seeboten, die angeblich die Religion herabſetzen.
Der Verleger des Seeboten erhob Klage beim Landgericht
Konſtanz wegen Geſchäftsſchädigung und wies nach, daß die
Erklärung der Geiſtlichen den Verluſt mehrerer hundert Aben-
nenten zur Folge gehabt habe. Letzten Freitag iſt das Urteil
gEfällt worden. Der Verleger des Seeboten wurde mit ſeiner
Klage abgewieſen, die Gründe des Urteils ſind noch nicht
bekannt. Der Streitwert war auf 10000 Mk. feſtgeſetzt.

Harden macht Geſchäfte. Am Sonnabend wurde Hardens
Zeitſchrift Zukunft auf Antrag des Amisgerichts Berlin I be-
ſchlagnahmt wegen eines Artikels, in welchem das Verhältnis
des Hauptmanns v. Göben zur Frau v. Schönebeck in einer
„die Sittlichkeit verletzenden Weiſe“ beſprochen worden ſein
ſoll. (Vergehen gegen S 184 I, St. G. B.) Harden reibt ſich
die Hände ob dieſer Geſchäftsempfehlung.

Anarchiſtenprozeß. Der „Geheimbundsprozeß“ gegen die
ſogenannten „Anarchiſten“ Erich Mühſam und Genoſſen, der
dieſer Tage in München geführt wurde, endete mit Frei-
ſprechung ſämtlicher Angeklagten. 2 wurden (einer zu 5,
einer zu 2 Monaten Gefängnis) verurteilt, weib ſie gelegentlich
der Ferrerdemonſtration das Wappen von der ſpaniſchen Boi-
ſchaft in München abgeriſſen hatten. Ein entſetzliches Ver-
brechen

hätte. Seine Freunde rieten ihm, Liſzt um eine Unterſtützung
anzugehen, der ja als der eigentliche Urheber ſeiner ganzen
Notlage der Nächſte dazu ſei. Aber auch davon wollte er nichts
wiſſen. Liſzts Kaſſe werde von ſo vielen Unwürdigen in An
ſpruch genommen, die ſich ſeine Schüler nennten und ihm die
Rechnungen ihrer Schuſter, Schneider und Wirte zuſendeten
zum Dank für die Gutmütigkeit, ſie ſo lange um ſich zu dulden.
Er wollte nicht mit dieſem Gelichter auf eine Stufe geſtellt
werden.

Florian verſuchte zunächſt, als muſikaliſcher Berichterſtatter
ſein Unterkommen zu finden; aber ſobald er auf einer Redak-
tion ſeinen Namen nannte, erinnerte man ſich der Chriſtus-
aufführung und wollte nichts mit ihm zu tun haben. Es wäre
ihm ja ein Leichtes geweſen, das Schreiben Liſzts vorzulegen,
um ſeine Unſchuld zu beweiſen, aber dann hätten ſich die Zei
tungen der Sache abermals bemächtigt und ſicherlich nicht ver
fehlt, die Lauge ihres Spottes über den frommen Abbé aus
zugießen, der die Feinde des Papſtes nicht für würdig hielt,ſeine Muſik zu genießen, und Florian wollte weder den ver
ehrten Meiſter zum Geſpött gemacht, noch ſich ſelbſt in den
Verdacht einer unedlen Rache geſetzt ſehen. Die Stelle, die er
früher an dem Muſikinſtitute eingenommen hatte, war in
wiſchen längſt anderweitig beſetzt worden, und auch an andern
Schulen S man keine Verwendung für ihn. Jn den vor-
nehmen Häuſern, in denen er ehemals Unterricht für zehn
Mark die Stunde erteilt hatte, konnte er ſich nicht wieder ſehen
laſſen, denn das Gift der Verleumdung, das Prezewalsky aus
geſpritzt, hatte in Verbindung mit ſeiner Brandmarkung durch
die Zeitungen in dieſen Kreiſen ſeine Wirkung getan. Ueber-
dies pflegie man in ſolchen reichen Häuſern zu verlangen, daß
der Klaviermeiſter der Töchter ſich gelegentlich in Geſellſchaf-
ten als Virtuoſe produziere und Florian hatte ſich bei einem
erſten Verſuche, den er gegen des Arztes ſtrenges Verbot wagte,
zu ſeinem Schrecken überzeugen müſſen, daß er gar nicht mehr
Klavier ſpielen konnte. Seine Finger zitterten dermaßen, daß
er nicht mehr eine ordentliche C-dur-Tonleiter zuſtande brachte.
Mit jener Naivität, die das Geſchlecht der Aerzte auszuzeich-
nen pflegt, hatte ihm ſein guter Doktor anbefohlen, ſich jeder
geiſtigen Tätigkeit zu enthalten und ſich bei ausgiebiger Er
nährung viel im Freien zu bewegen!

Nun, zu letzterem ſollte wenigſtens Rat werden. Eine ganze
Woche lang war Florian allmorgendlich unter der bunten Schar
der Arbeitsloſen zu finden. welche die Expedition des Jn
telligenzblatts und der Voſſiſchen Zeitung belagern, um die
erſten feuchten Morgennummern zu erwiſchen und mit zittern
der Haſt die Rubrik „Arbeitsmarkt“ zu durchfliegen. Dann
lief er den ganzen Tag über von einer Adreſſe zur andern,
bot ſich als Schreiber, als Ausgeher, Markthelfer, Anſtreicher-
gehilfe und ſonſt noch alles mögliche und unmögliche an, ohne
jemals Erfolg zu haben. Das einzige, was er ergatterte, waren
einige Klavierſtunden bei kleinen Leuten für fünfzig Pfen
nigl Er war froh, ſie zu kriegen. Seine Empfehlungen von

Liſzt und Wagner zeigte er freilich bei dieſen Brotgebern nicht
vor. Um ſeine viele freie Zeit doch noch irgendwie auszufüllen,
bewarb er ſich bei der Voſſiſchen um den ausgeſchriebenen Poſten
eines Zeitungsausträgers. Zu ſeiner Freude erhielt er ihn
und bekam als ſeinen Bezirk einen Teil der Straße Unter den
Linden und der Wilhelmſtraße zugewieſen. Auf dieſe Weiſe
hatte er nun freilich reichliche Bewegung in friſcher Luft und
außerdem Zutritt zu den feinſten Häuſern. Am 1. Januar trat
er ſein neues Amt an, und eins der erſten Häuſer, in dem er
ſeine „Tante Voß“ ablieferte, war das Palais der Gräfin
Tockenburgl Es war ein Glück zu nennen, daß er in ſeinem
vornehmen Viertel nicht allzu viele Treppen zu ſteigen brauchte,
denn dazu wäre er noch nicht imſtande geweſen. Er hatte das
für ſeine Verhältniſſe zu teuere Zimmer bei der Witwe
Stoltenhagen aufgegeben und ein mehr als beſcheidenes
Kämmerchen in einem Hinterhauſe der neuen Roßſtraße be
zogen Todmüde kehrte er anfangs von ſeinen Gängen heim
un war dann zu jeder anderen Beſchäftigung auf Stundenhinaus unfähig. Er verdiente nur gerade ſo viel, daß er ſich

in der Volksküche ſatt eſſen und am Ende des Monats ſeine
Miete bezahlen konnte.

Er dachte wohl daran, dieſem ſchrecklichen Berlin den Rücken
zu kehren, um in irgend einer anderen Muſikſtadt, wo man ihn
und ſein Mißgeſchick nicht kannte, ſein Heil zu verſuchen; aber
das hieß den Spatzen aus der Hand entwiſchen zu laſſen, um
der Taube auf dem Dache nachzujagen. Es blieb immer noch
das ſicherſte, geduldig auszuharren, bis er ſeine volle Geſund-
heit wieder erlangt hatte und ſeine Kunſt wieder auszuiben
imſtande war. Auch ſeinen Eltern mochte er nicht zur Laſt
fallen, abgeſehen davon, daß er ſich das Reiſegeld ja doch hätte
borgen müſſen. Sein Stolz war an ſeinem Elend nur erſtarkt

er ſteifte ihm den Nacken und ließ ihm ſozuſagen Haare
auf den Zähnen wachſen. Ganz allein wollte er ſich durch
beißen. Selbſt dem Baron und ſeinen wenigen anderen Freun-
den verheimlichte er ſeinen Aufenthaltsort, nur Thekla, mit
der er, ſeit ſie in Lauſanne war, in regem Briefwechſel ſtand,
wußte ſeine Adreſſe.

Der Monat Januar und die erſte Hälfte des Februar hatten
n meiſt trockene, klare Kälte gebracht, und die
atte Florians Nerven ſo gut getan, daß auch die Unbilden

der Witterung im weiteren Verlaufe des Februar und März
ſeiner Geſundheit nichts anzuhaben vermochte. Er hatte ſich
inzwiſchen ein Pianino gemietet und regelrecht zu üben be

onnen. Jn etwa ſechs Wochen kam er ſo weit, daß ſeine Finger
ihm wieder willig gehorchten. Aber noch fehlte viel dazu, um
etwa eine Konzertreiſe unternehmen zu können. Vor allen
Dingen gebrach es ihm an Zeit, um ſeine Studien ſo intenſiv
betreiben zu können, wie das für einen Virtuoſen, der eingrößeres Repertoir auswendig beherrſchen will, nötig iſt. So
kündigte er denn zum 1. April ſeine Stellung bei der Poſſiſchen

ſtaang auf, ſowie auch ſeine ſämtlichen Fünfzigpfennig-unden. Fort folgt.
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Schweix.
Die Spitzelwirtſchaft.

Die Bundesanwaltſchaft, die 1889 im Anſchluß an
die Wohlgemuthgeſchichte auf Bismarcks Verlangen eingerich-
tet wurde, um die „gefährlichen“ Elemente, denen die Schweiz
Aſyl gewährt, zu überwachen, hat ſich ſchon manchmal, nament
lich bei der Verfolgung der von Crispi nach den Mailänder Un
ruhen von 1808 gehetzten Jtaliener, nicht mit Ruhm bedeckt.
Jetzt iſt unſer Berner Parteiorgan in der Lage, ein amtliches
Schriftſtück zu veröffentlichen, das die Tätigkeit dieſer Be
hörde kennzeichnet. Es iſt ein Rund ſchreiben an die
oberſten Polizeibehörden der Kantone vom 31. Mai d. J., in
dem eine Liſte von 80 Staatsgefährlichen mitgeteilt wird.
Darunter befinden ſich nicht allein eine Reihe aus Preußen
oder Oeſterreich ausgewieſener ausländiſcher Anarchiſten, bei
denen elwa noch eine Propaganda der Tat in Frage kommen
könnte, ſondern auch Schweizer Bürger, obwohl die Be
hörde nur zur Ueberwachung der Ausländer beſtimmt iſt, und
auch Sozialdemokraten. So wird ein Teſſiner als
„extremer, zum Anarchismus und Shyndikalismus neigender
Sozialiſt“ der polizeilichen Beſpitzelung empfohlen. Und als
Nummer 1 figuriert der Baſelländer Achille Graber, nicht
nur Schweizer, ſondern auch Sekretär des größten
Schweizer Gewerkſchafts verbandes (der Metall-
arbeiter). Der Bundesanwalt wünſcht, nicht nur über den
Aufenthalt, das Kommen und Gehen dieſer Perſonen, ſondern
auch über ihr Verhalten informiert zu werden. Die politiſche
Spitzelei, die der republikaniſchen Ehre der Schweiz, von der
freilich unter der fortgeſetzten freiſinnigen Herrſchaft nicht
mehr viel übrig iſt, ſchon viel Abbruch getan hat, blüht alſo
luſtig weiter.

Frankreich.
Blutige Straßenkämpfe.

zwiſchen Militär und ſtreikenden Arbeitern ſpiellen ſich, einem
Telegramm aus Paris zufolge, in Concarneau (Departe-
ment Finistère) ab. Die Arbeiter der dortigen Sardinen-
konſervenfabriken ſind neuerdings in den Ausſtand getreten.
Gegen 2000 Ausſtändige zogen mit roter Fahne, die Jnter-
nationale ſingend, durch die Straßen und errichteten angeblich
an mehreren Punkten Barrikaden. (7) Hierbei kam es wieder-
holt zu heftigen Zuſammenſtößen zwiſchen
ihnen und den Truppen. Da die Streikenden die
Löſchung mehrerer Handelsſchiffe verhinderten, entſandte der
Marineminiſter ein Torpedoboot und eine Abteilung Marine-
ſoldaten (1) nach Concarneau. Auch andere Truppen
verſtärkungen ſind dorthin abgegangen.

OeſterreichUngarn.
Eine wuchtige Demonſtration

fur die Zollfreiheit der Elbbrücke veranſtaltete am Sonn
abend die Arbeiterſchaft der Stadt Auſſig in Böhmen. Ueber
15000 Arbeiter erzwangen ſich, trotzdem die Gendarmerie
mit gefälltem Bajonett vorging, freien Uebergang,
wobei ein Arbeiter durch Bajonettſtiche verletzt
wurde. Der Brückenzoll wurde von der Regie-
rung aufgehoben.

Spanjien.
Der Konflikt zwiſchen Staat und römiſcher Kirche

dürfte durch das anmaßende und ungeſetzliche Verhalten der
Kirche unvermeidlich werden. Der König hat in der Thron-
rede erklärt, daß die Vermehrung der Klöſter Be-
ſorgnis erwecke, weshalb Sorge für die Durchführung des
Konkordats (des Vertrags zwiſchen Staat und Kirche, der nur
drei Orden im Lande zuläßt, welche Zahl aber weit überſchrit-
ten worden iſt) getragen werden müſſe. Ferner hat die Regie-
rung die Verfaſſungsbeſtimmung, die den nichtkatholiſchen Re-
ligionen öffentliche religiöſe Kundgebungen
verbietet, im mildeſten Sinne ausgelegt. Während danach bis-
her den „Ketzern“ überhaupt kein öffentlicher Gottesdienſt ge
ſtattet wurde, ihre religiöſen Gebäude äußerlich unkenntlich
ſein mußten u. ä., wird das Verbot jetzt auf öffentliche Auf-
süge und dergleichen vordringliche Veranſtaltungen, wie ſie
aber gerade jene kirchlichen Vereinigungen weniger zu veran
ſtalten pflegen, beſchränkt. Der Erzbiſchof von Toledo,
der führende Kirchenfürſt, hat bexeits gegen dieſe Duldung
Proteſt erhoben und iſt dabei von der ganzen Geiſtlichkeit
und ihrer Preſſe, die teilweiſe in den wüſteſten Schimpfereien
eifert, unterſtützt worden. Auch der Papſt ſelbſt hat gegen
die Auslegung der Regierung Proteſt erhoben, iſt aber mit der
Erklärung, daß es ſich um eine innere Angelegenheit Spaniens
handle, abgewieſen worden. Noch ſchärfer wird der Kampf
um die Orden entbrennen. Bekanntlich haben die Mönchs-
und Nonnenklöſter, befördert durch die Begünſtigung der bis-
herigen Regierungen, ſich dreiſt über das Geſetz hinweggeſetzt.
Sie haben ſich nach Belieben vermehrt, auch einen Teil der aus
Frankreich vertriebenen Orden aufgenommen und durch ihre
ſkrupelloſe Geſchäftstätigkeit, Erbſchleicherei uſw., ungeheure
Macht erworben und gewaltige Mißſtimmung hervorgerufen.
Nun hat die Regierung die Aufnahme eines Verzeichniſſes an
geordnet, in das alle Orden und ihre Angehörigen eingetragen
und auf Grund deſſen dann weitere Maßnahmen gegen die
nicht zugelaſſenen ergriffſen werden ſollen. Dagegen wehrt
ſich die Kirche gleichfalls. Die Ausfüllung der Liſten wird ver-
weigert, und die klerikale Preſſe geht in maßloſeſter Weiſe

gegen die Regierung vor, die teilweiſe mit offenem Aufruhr
bedroht wird.

Es iſt ſicher, daß die ſpaniſche Regierung, wenn ſie jetzt ener
giſcher gegen die klerikale Krankheit vorgeht, die das ganze
Leben Spaniens vergiftet, damit dem Willen des Volkes, wie
er ſich bei den Corteswahlen entſchieden kundgegeben hat,
Rechnung trägt. Von der Energie, mit der ſie hier vor
geht, wird es vorausſichtlich abhängen, ob es ihr gelingen wird,
die wachſende republikaniſche Bewegung niederzuhalten. Da-
für dürften die Mächte des Rückſchritts ſich bemühen, den
Bürgerkrieg zu ſchüren.

Türkei.
Kreta und die Schutzmächte.

Nach einer Meldung aus Wien haben ſich die Schutzmächte
über das Vorgehen gegen Kreta auf folgender Grundlage ge-
einigt: Jede Macht ſendet ein Kriegsſchiff in die Sidabai-
Truppenlandungen finden nicht ſofort, ſondern erſt im Be-
darfsfalle ſtatt. Falls ſich die Kteter den Forderungen der
Mächte nicht fügen, werden die Kretiſchen Zolleingänge be
ſchlagnahmt. Da nach Meldungen aus Kanea bei einer An
nahme des Vorſchlages der Mächte nicht die Auflöſung ſondern
nur die Vertagung der kretiſchen Kammer zu erwarten iſt,
wird von beſonderen Vollmachten für die Botſchafter der
Schutzmächte zur Stellungnahme bei eventuellen Konflikten ab-
geſehen.

Aus der Partei.
Ein neues Kampforgan.

Die Parteigenoſſen im Kreiſe Landsberg-Soldin
haben ein neues Blatt gegründet, das als Neues Märkiſches
Volksblatt in Landsberg a. W. erſcheint. Das neue Organ
iſt ein Kopfblatt der Märkiſchen Volksſtimme in Kottbus;
Redakteur iſt der Genoſſe W. Kunde in Landsberg a. W. Die
erſte Nummer gelangte in einer Auflage von mehr als 20 000
Exemplaren zur Verbreitung. Vielleicht gelingt es durch Aus
bau der Organiſation und Gründung dieſes Blattes, den Kreis,
der uns bei der letzten Nachwahl durch freiſinnige Waſchlappig-
keit noch trotzte, bei den kommenden allgemeinen Wahlen zu
erobern.

„Anreizung zu Gewalttätigkeiten.“
Nunmehr iſt doch die Anklage gegen Genoſſen Umbreit,

den Geſchäftsführer der Dortmunder Arbeiterzeitung, auf
Grund des 8 130 St. G. B. wegen Herſtellung und Verbreitung
des Liederbuchs für Maſſengeſang erhoben worden.
Unter Anklage geſtellt ſind die Lieder: Der Sozialiſten
marſch, das Bundeslied, die Jnternationale
und die Arbeitsmänner. Die Anklage hebt hervor, daß
wegen des Bundesliedes und Die Arbeitsmänner ſchon Ver-
urteilungen erfolgt ſind. Das iſt ſchon ziemlich lange her.
Seit Jahrzehnten ſind die Lieder überall unbeanſtandet ge
ſungen worden. Der Verhandlungstermin iſt noch nicht
feſtgeſetzt.

Keichsverſicherungsoränung.

Die Sitzung vom Sonnabend, den 25. Juni, war für die Re
gierung ein ſchwarzer Tag. Eine ganze Anzahl ihrer Wünſche
auf Verſchlechterung der Krankenverſicherung wurden abgelehnt.
Die Beratung ſetzte ein mit S 343, der die Verwaltung der
Landkrankenkaſſen betrifft. Danach ſoll der Gemeindsverband,
d. h. die Kreisverſammlung, den Vorſitzenden und die Mit-
glieder des Vorſtandes ernennen. Wenn ein Ausſchuß vor-
handen iſt, ſoll. auch dieſer Ausſchuß von der Kreisverſamm-
lung gewählt werden. Die Debatte über dieſe Beſtimmungen
war ſehr heftig. Die Abgeordneten Molkenbuhr,
Kulerski und Mugdan wandten ſich ſcharf gegen dieſen
Verſuch, die ländlichen Verſicherten rechtlos zu machen, wäh-
rend Nationalliberale und Konſervative die Vorlage ver-
teidigten. Die Regierung erklärte, nicht auf dieſe Paragraphen
verzichten zu können, es ſeien das Beſtimmungen, die für die
Regierung entſcheidenden Wert haben und von deren Annahme
das Schickſal der ganzen Vorlage mit abhänge. Die Argu-
mente der Oppoſition, daß hier eine brutale Rechtlosmachung
beabſichtigt ſei, daß insbeſondere in Sachſen die Landarbeiter
heute ſchon die Selbſtverwaltung in den Kaſſen haben, weil ſie
dort vielfach den Ortskaſſen angehören, blieben ohne Wirkung.
Die konſervativen Abgg. Arnſtadt, Stubbendorff und
Graf Weſtarp wollten keine Rechte für die Landarbeiter.
Vom Zentrum ſprach Herold zu der Frage und erklärte ſchließ-
lich nach einer langen Rede über den Namen der Landkaſſen,
daß das Zentrum gegen die Regierungsvorlage ſtimmen
werde.

Mit 15 gegen 11 Stimmen wurde ſchließlich die Regierungs-
vorlage abgelehnt und dafür ein Antrag Hitze angenom-
men, nach welchem die Beſtimmungen über die Verwaltung der
Ortskaſſen auch für die Landkrankenkaſſen gelten.

Die Halbierung der Beiträge, die der S 412 in der
Vorlage vorſieht, wurde hierauf in Konſequenz der über die
Verwaltung der Kaſſen gefaßten Beſchlüſſe nahezu einſtimmig
abgelehnt. Nur der Nationalliberale Neuner ſtimmte
dafür. Angenommen wurde eine Faſſung, nach der es bei der
bisherigen Verteilung der Kaſſenbeiträge bleibt.

Es folgt die Beratung der Beſtimmungen über die Verwal

Der alijshriich nur einmal stattfindende grosse

ſnventur- Ausverkauf
beginnt Freitag, cien I. Juli

Grosse UVUeberraschungen stehen bevor
6 Rabatt

auf sämtliche Waren, trotz der billigen

lnventure Preise.
x r

Be Halle a S. Marktplatz 2 u Z.

tung der Betriebs und Jnnungskrankenkaſſen. Hier verſuchten
die Konſervativen auf Umwegen das abgelehnte Prinzip der
Halbierung der Verwaltungen zwiſchen Arbeiter und Unter-
nehmer wieder einzuführen. Sie beantragen: in dem Falle,
daß die Jnnungsmeiſter ſich bereit erklären, die Hälfte der Bei
träge zu zahlen, auch den Jnnungsmeiſtern die halbe Ver-
waltung zu überlaſſen. Sehr entſchieden wenden ſich gegen
dieſe Abſicht die ſozialdemokratiſchen Vertreter, wie die Frei-
ſinnigen und der Pole. Der Zentrumsabgeordnete Hitze ſpricht
ſich anfangs gegen den Antrag aus, iſt aber ſpäter bereit. den
Konſervativen entgegen zu kommen. Trotz dieſer Vermittlungs-
verſüche werden ſchließlich die konſervativen Anträge abgelehnt.

Die Regierunghatteſichfürdiekonſervativen
Anträge ausgeſprochen.

Von ſozialdemokratiſcher Seite wurde beantragk, einen neuen
g 3544 einzufügen, der bezweckt, das Entlaſſungsrecht gegenüber
Kaſſenvorſtandsmitgliedern aus dem Arbeiterſtande dergeſtalt
einzuſchränken, wie es im preußiſchen Berggeſetz für die Sicher-
heitsmänner vorgeſehen iſt. Es wird dort beſtimmt, daß wäh-
rend der Amtsdauer eines ſolchen Sicherheitsmannes derſelbe
wegen der Ausübung ſeines Amtes nicht entlaſſen werden kann.
Gegen dieſe Sicherung der Arbeitervertreter in den Kranken-
kaſſen wandte ſich die Regierung ſehr energiſch, natürlich auch
die Konſervativen und Nationalliberalen, ſowie der Zentrums
abgeordnete Hitze. Dagegen wurde der ſozialdemokratiſche An
trag unterſtützt von den Freiſinnigen und dem Zentrumsabg.
Becker. Er wird ſchließlich mit 16 gegen zehn Stimmen ab
gelehnt. Dagegen ſtimmen Konſervativen und National-
liberale geſchloſſen, ſowie die Zentrumsabgeordneten Herold,
Hitze, Trimborn und Sittart.

Jm 8 356 ſollten Beſtimmungen über die Wahl der Kaſſen-
beamten getroffen werden, die es ſchier unmöglich machen
ſollten, daß auch Sozialdemokraten als Beamte gewählt werden
können. Die Parteien haderten aber miteinander und konnten
ſich nicht einigen, ſo daß der Paragraph fiel.

Bei der Verwaltung der Kaſſenmittel einigte man ſich dahin,
daß die Mittel der Kaſſe außer zu den ſatzungsmäßigen
Leiſtungen, zur Füllung der Rücklage und zu den Verwaltungs-
koſten noch für allgemeine Zwecke der Krankheit s-
verhütung verwendet werden dürfen.

Nächſte Sitzung Montag nachmittag.

Aus den Hachbarkreiſen.
Zeitz, 26. Juni. Zur Lohnbewegung der Barbiere.

Wir machen an dieſer Stelle nochmals auf die Veränderung der
Fliegenden aufmerkſam. Durch die Eröffnung des fliegenden
Geſchäftes, ein Unternehmen der Gehilfen, werden ab Montag
abend die Stuben bei Kämpfe und Pietzſch geſchloſſen und nur
noch die Bedienung im Geſchäft Parzellenſtraße 7
nommen. Auch werden dort Beſtellungen für auswärtige Be
dienung angenommen. Jn einigen Notizen zur Lohnbewegung
machten wir darauf aufmerkſam, daß die beſtreikten Meiſter aus
dem Unterſtützungsfonds des Jnnungsbundes unterſtützt würden.
Bis dato war es uns aber nicht möglich ſeſtzuſtellen, wieviel
Pulver in dieſem Fonds war. Endlich iſt das Organ der Gehilfen
in die Lage gekommen, darüber näheres mitzuteilen. Vor dem
Streik der Gehilfen waren darin 1878,59 Mk., inzwiſchen ſind
noch 117,30 Mk. hinzugekommen. Wenn die Zeitzer Zünftler dieſe
beiden Beträge bekommen haben, dann kommt er dem Betrag
gleich, der in den Fliegenden an Trinkgeldern vereinnahmt wurde.

Schkeuditz, 26. Juni. Das Gewerkſchaftsfeſt findet am
28. Auguſt ſtatt. Die Erlaubnis zum Umzug iſt erteilt worden.
Die Gewerkſchaftsführer werden erſucht, die Kinder zum Einüben
der Spiele anzuweiſen. Spielabende finden ſtatt: für Mädchen
jeden Mittwoch bei Silchmüller, für Knaben Freitag abends 7 Uhr
im Bürgergarten.

Schkeuditz, 27. Juni. Eine teure Beſichtigung. Am
1. Juni beſichtigten einige ausgeſperrte Maurer die BVahn-Unter-
führung in Schkeuditz, die ſo recht deutlich zeigt, was eine Stadt
ſich alles gefallen laſſen muß. Nun ſind dabei wohl einige Leute
der Bahnanlage zu nahe gekommen, und zwei jener nützlichen
Elemente, die während der Ausſperrung die Unternehmer unter
ſtützten, erſtatteten Anzeige. Zwölf Maurer erhielten Straf-
mandate über je 2 Mk. Der Fiskus nimmts ja ſtets, woher
er es kriegen kann, aber ein Eintrittspreis von 2 Mk. iſt doch ein
wenig happig.

Stendal, 27. Juni.
Verbandes der Ortskrankenkaſſen der Provinz Sachſen
und Anhalt fanden in Sten dal am 26. u. 27. Juni ſtatt. Von
99 angeſchloſſenen Kaſſen waren 73 vertreten und zwar durch
121 Delegierte (25 Unternehmer, 73 Arbeiter und 23 Kaſſen-
angeſtellte. Die Mitgliederzahl dieſer Kaſſen betrug 169 097.
Außerdem waren noch 8 nicht angeſchloſſene Kaſſen vertreten.
Näherer Bericht folgt.

GS GrVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Par
teinachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaft-
liches, Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales
Gottl. Kasparek, für Provinzielles und Verſammlungs
berichte Walter Leopoldt, ſämtlich in Halle.

zunimmt.
nicht an Blähungen, haben geſunden Schlaf, guten Appetit, ge
regelte Verdauung und gedeihen in jeder Weiſe vorzüglich.

Geschäfüsehaus

Die 9. Generalverſammlung des
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We a esfer
Direktor u. Besitzer: Paul Blüthgen.

Anfang 8.20 Vur.

Charles
u. Henry
Pleoletto

W Vorzugs harten haden vur voch bis Donnerstag Güürel.

Leotzte 3 Tago!
als nstrumentafkünstler.
als Jongfeure.
als chinesisohe Gaufcier.
als CGharakteristiker.
als Ilusionisten.
als Plastiker.
als Handakrobatoen.
als Luftgymnastiker.

Die Zwnnge:

r Edison Cheater, grehe
Sogbawy anter

e e r abends 57. Uhr
in Henſels Reſtaurant, Unterberg:

Tages rdnung:

Versammlung
d. Klempner n. Inſtallatenre.

Beſchluß über weitere Maß-

nahmen betreffs unſerer Lohnbewegung.
Kollegen! Da wichtige Beſchlüſſe gefaßt werden ſollen, iſt es

notwendig, Mann für Mann zu erſcheinen.
Die Verbhands leitung

C
von Halle und Vmgegend.

Mittwoch d. 29. Juni abends 62 Uhr (gleich nach Arbeitsſchluß)
im „Engliſchen Hof“, Großer Berlin 14

kombinierte Versammlung
Tagesordnung:Bericht der Lohnkommiſſion von den Verhandlungen mit den R

Unternehmern.

Das Frſcheinen aller im Beruf beſchäftigten Genoſſen,
gleich ob und wo ſie organiſiert ſind, ift erforderlich.

Der Einberufer.

Jugendversammlune
für alle in Handelsgeschäften fätigen

jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen

Dienstag den 28. Juni abends 9 Uhr
im Engliſchen Hof, Gr. Berlin 14.

Tagesordnung: Vortrag l. kreſe Aussprache.
Auf zahlreichen Beſuch hofft Der Einberufer.

Rucksäcke für Kinder 0.80 1.25 1.75
Rucksäcke ifär Damen 2.25 3. 4.50
Rucksäcke ar Herren 1.75 2.50 3.80

Spezialrucksäcke,
Marke „Di.rabel“ 2.50
Marke „Herkules“ 4.50

Jagdrucksack „Tubertus“ 7. und 9.
Rucksackstütze ger e Ture e

besonders
empfehlenswert:

Marke Tourist“ 3.25
Marke „Rigi“ 6.75

ouren.

C. F. Ritter,
Halle a. S., Leipzigerstrasse 90.

„Volkspuork“
Dienstag den 28. Juni abends 8 Vhr

Gr. Garten- Konzert.
Engelmann sches Streich Orchester.

Programm:
2.

„Herkules“ Marsch WFestklange“, Oureriaro
„Ein Forschues auf die seligreit üied
Otfenbachiana-, Pot ourri aus Otgfendaehe Opern v. Conradi.

e 980268 Von Kiessler.
on SJpranger.

ß von Holländer.

Tirol in Lied nd Tanz Von Fétras.Fantasie aus der Oper Troubadour Von Verdi.
Ouvertüre zur Oper Martha Von Plotow.

Erinnerung an Prag“, Fantasie für Trompete von Hoch.
(Sonst: Herr Gollmann.)

„Kinkerlitzchen“, Potpourri von Morena.
Walzer a. d. Operette „Ein Walzertraum“ von Strauss.

er

Die Volkspark-Dienstags-Konzerte“ werden ausgeführt
von der Engelimannsches Kapelle unter persönlicher Leitung

Ihres Dirigenten, Ka ugo Engelmann, und
stehen hbinstechtlich hres Künstlertschen Gharakters ganz
entschieden auf der Höhe der Zelt.

Um freundlichen Besuch bdittet

Fhotographisches Mtelier

u. Vergrösserungs- Anstalt

Sarnson 00,
Petztt. 910, Halle a. 5, Faerzennnen.

Unwiderruflieh Schluss der
J Vergrösserungs-Zugaben

III

ochfei rot di
mit 17

gefallend Gel

30 Bottenm-
Daunenksper, 1 ſchläf. Ober Unterbettenund Halbdaunen, n i h ne Fard S

30. Dasſelbe Bett mi Daunendecke mehr. Nichtenee- K. 40. Zweiſchläfig koſtet t v Bett än.
„urück. Katalog frei.Beitten fabrik Th. Kranefuass, Kasasol- 164.

am erprobtes unſchädli

Haut-Bleichereme
s Mittel gegen unſchöne Hautfarbe, Sommer

c

a bleicht W 9: und Hände in kurzer Zeit rein weiß. Wirk-
roſſen, Leberflecke, gelbe Flecke, Hautausſchläge.

1 Mk., bei Einſend von 1.20 Mk. franko

it ausführl. Anweiſ.
an verlange echt „Chloro

Laboratorium „Leo“, Dresden A. 1

theke. Drogerien:
Depots: Hirſch, Löwen-, Hohenzollern- und Engel-Apa-

W. Hoefer, Geiſtſtraße 59/60; O. Ballin jr.,
Leipzigerſtraße 63; Neumarkt Drogerie, Bernburgerſtraße 32;
Merkur Drogerie, Ludwig Wuchererſtraße 75; Kaiſer- Drogerie,
L. Wuchererſtraße 31; Medizinal-Drogerie, Gr. Ulrichſtraße 30.

Sämtliche Parteischriften See en.

W r rvorn
die Verhütagg der Lonzeptien anf

geſende Art.

Preis 90 Pfg.

Ein einfaches und natür
liches Mittel zur Verhütung

der Empfängnis
von einem Menſchenfreunde.

Preis 60 60 Vfa. c

AKnäerzegen und lein Enie.

kin Wort an denkende Ardeiter

v. Fritz Brugbacher, Arzt i. Zürich.
Preis 30 Pfg.

W Porto 10 Pfg. B
Zu beziehen durch die

Volks-Buchhbandlung,
Harz 42“43.

Spül- Apparate
und sanitäre Bedarfsartikel.

Kataloge m. ärztl. Empfehl. gratis!
S. Kertzscher,

Leibhind. Gummi war.,
untere Leipzigerstr. (Tel. 1694)
Vierter Laden v. Ecke Poststr.

Lampions,
Ainderfahnen u. Schärpen, E
Abschiessvögel u. Sterne,

Feuerwerk,
sämtliche

Verlosungsartikel
empfehlen nur für

Wiederverkiünfer
in grosser Auswahl hliigst

Keller 8 Co.
Halle a. S., Franckestr. 18Galanterie- u. u e

Neue ſuure öullen

empfiehlt,
auch für Wiederverkäufer,

Aug. Wersioh, Kellnerſtr. 10 4.

Juweltaschen r Danen,
unterm Kleid zu tragen.

C. F. Nitter,
Leipzigerstrasse 90.

ſägich fr. Heiclelheeren
bei Blocok Jägerplatz-Ecke.

Zraunbvier,
täglich friſch, empfiehlt

Günihers Zrauerei.

m

S r

Hochfeiner

CilsiterVollfett-Käse
Jeinffer fetter

Hhochalpen Limburger
Delikater, ſaftſſießender

Em. Schweizer Käse

78.

40.
IIo.

F. H. Krause.

Für die Inſerate verantwortlich Rob. Jlane 3

Nach wie vorS erhalten Sie bei mirS

einer Nacht trocken)
2 Did.-Dose nu I. I9 bolgigit5

Ceschi äftsprinzip:

billige Tapeten,
beste Bernstein-fussboden Lackfarbe

Ver gleichen Sie
Konkurrongpreise.hallosches Tapstonhaus,

Grosser Umsatz, kleiner Nutzen.

An

S

A

Direktion: Gustav Poller.
Nur e Le 3

Heute, 27. e z. 2. u
Vier Tage aus dem Leben

öſetöf Hin
geueste Sderiock

II 4 beſten

Ohne erhöhte Eintrittspreiſe
täglich Vorſtellungen von

Karguard''s gr. Völkerschau:

Das afrikanische Dorf.

Heute, Montag, ebenſo morgen J

Vorſtellungen
4/2 und 7 Uhr.

ſele- Teiſerhie
C. F. Kitter,

Leiprigerstrasso 90.

Frühkartoffel,
oval blaue, feſt, vorzüglich im
Geſchmack, weil vom Sandboden,
n entner 7 M., 25 Pfd. M.
frei Haus.d Shlcer lang Cimrtt2.

Tel. 220.

Fichte eva inehſale

don angetriebener Saat,
desgleichen

feine alte Peieware

in verſchied. Sorten, offeriert
zum äußerſten Tagessreiſe

Kartoffel- Engrosc

luge Frauen
lesen: Schmerzliose Entbin-
dung, M. 2. Buch über die
Ehe m. 39 Abb. statt M. 2.50
nur 75 Pf., Kleine Famllle
gtatt M. 1.70 nur 75 Pf.

R. Cschmann, Konstanus L. 249.

Gut erhaltener Kinderwagen
zu verkaufen Maybachſtr. 2, III.
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ſofort für Reiſe geſucht. Zu
melden Alter Markt 33, I.

Wonſſüng? Anzeigen

4 h l Lauchſtädter- unddu le Liebenauerſt.-Ecke,
am Feuerwehr-Depot von 3--500
Mark mit Garten, 1. Oktober 1910
billig A vermieten.

Näheres daſelbſt,
Eine Wohnung in Kormita,

Stube, 2 Kammern u. Stallungen,Oktober zu beziehen. Zu erfragen;
Bäckerei Bräntigam, Sornite.

Standesantliche Nachrichten

Galle-Süd (Steinweg 2) 25. Juni.
Aufgeboten Arbeiter Hahn

und Agnes Schul ze (Hettſtedt u.
Luiſenſtraße 24).

Eheſchließzungen: Fleiſcher
Selbitz und Amilda Werk (Gors-
leben und Torſtraße 28). Ver
ſicherungsbeamte Hiller u. Klara
Füßler (Merſeburgerſtraße 48).
Tiſchler Schreiber und Minna
Beuma: in (Unterplan 7 u. Bölber-
gaſſe 4). Schmied Kaps undMartha Krönert (Landsberger-
ſtraße 59 und Raffinerieſtraße 45),
Kaufmann Mechel und Helens

Luther 17 undLindenſtr. 57). Arbeiter Erbertund Hedwig Kunitz (Thomaſius-
ſtraße 17 und Harz 26). Maurer
Schech und Frida Henze (Saal-
berg 18 und Lejſſingſtraße 19).

Geboren: Mechaniker Gerhardt
S. Delitzſcherſtraße 6v). Maler
Baumgarten S. (Steinweg 54.

Geſtorben: Bergmanns Kaluſa
aus Oberröblingen T., 5 Jahre(Klinik). Schmiedelehrling Knopf

aus Burgörner-Neudorf, 15 J.Kaufmanns Keltſch T T.,

de n m 8). Tucht rikant Kulcke aus Forſt i. L.,
Leipzigerſtr. 57). SchiniedJer ich, 408 (Rathausſtraße 16).
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Wenn die Sozialdemokratie den Maſſen verſprochen hätte, Die Solinger Maurer lehnten den Schiedsſpruch ab undUm den Maſſenſtreik.
Genoſſe Kautskh fährt in ſeinen Ausführungen fort:
Als der Parteitag von Jena den Maſſenſtreik, jedenfalls im

Sinne des Zwangsſtreiks, als eines unſerer Kampfmitte! an
erkannte und es damit für möglich erklärte, daß wir einmal
von der Ermattungsſtrategie zur Niederwerfungsftrategie über-
gehen. da faßte er zunächſt nur den Fall ins Auge, daß der
Feind unſere Baſis bedroht, unſeren Kampf in der bisherigen
Weiſe durch die Antaſtung des Reichstagswahlrechtes oder
ſonſtiger Lebensbedingungen der proletariſchen Organiſation
und Propaganda unmöglich macht.

Ein ſolcher Fall liegt in der jetzigen Situation noch nicht vor.
Wird aber der Maſſenſtreik etwa deshalb notwendig, weil wir

augenblicklich nur noch durch ſtete und raſche Steigerung unſerer
Akttonsmittel die Maſſen an unſere Fahne hefren können? Da
ſie uns ſonſt verlaſſen und anderen Parteien zuſtrömen oder
mißmutig und enttäuſcht der ganzen Politik den Rücken kehren,
weil bei ihr doch nichts herauskommt?

Genoſſin Luxemburg ſcheint das zu glauben, wenn ſie von
dem „Dilemma“ ſpricht, vor dem die „Dreimillionenpartei“
ſteht: „Entweder um jeden Preis vorwärts, oder die begonnene
Maſſenaktion bricht erfolglos in ſich zuſammen.“

Dies Dilemma ſoll die Folge der inneren Logik einer jeden
Maſſenbewegung ſein. Genoſſin Luxemburg erklärt, daß

„die Maſſenkundgebungen ihre eigene Logik und Pſychologie
haben, mit denen zu rechnen ein dringendes Gebot für Poli-
tiker iſt, die ſie meiſtern wollen. Die Aeußerungen des
Maſſenwillens im politiſchen Kampfe laſſen ſich nämlich nicht
künſtlich auf die Dauer auf einer und derſelben Höhe er
halten, in ein und dieſelbe Form einkapſeln. Sie müſſen ſich
ſteigern, zuſpitzen, neue, wirkſamere Formen annehmen. Die

Und,einmal entfachte Maſſenaktion muß vorwärts kommen.
gebricht es der leitenden Partei im gegebenen Moment an
Entſchloſſenheit, der Maſſe die nötige Parole zu geben, dann
bemächtigt ſich ihrer unvermeidlich eine gewiſſe Enttäuſchung,
der Elan verſchwindet
ſammen.“

Alſo nicht aus den Bedingungen der gegebenen Situation
leitet die Genoſſin Luxemburg die Notwendigkeit des Maſſen-
ſtreiks ab, ſondern aus allgemeinen pſychologiſchen Erwägungen,
die für jede Maſſenaktion gelten ſollen, wo und wann immer
dieſe vor ſich gehen mag. Stets muß ſie ſich zuſpitzen, neue,
wirkſamere Formen annehmen. Hat man einmal eine Maſſen-
aktion eingeleitet, ſo muß ſie raſch vorwärts gehen, von
Straßendemonſtrationen zum Demonſtrationsſtreik, vom
Demonſtrationsſtreik zum Zwangsſtreik und was dann?
Welche „Zuſpitzung“ bleibt uns dann noch übrig?

Die Auffaſſung, die Genoſſin Luxemburg hier vorbringt, ent
ſprach ſehr wohl den Verhältniſſen der ruſſiſchen Revolution,
alſo Bedingungen, unter denen die Niederwerfungstaktik am
Platze war. Sie ſteht aber in vollem Widerſpruch mit den Er
fahrungen, auf denen die Ermattungsſtrategie unſerer Partei
beruht. Dieſe beruht gerade auf der Erkenntnis, daß das
Proletariat ein zäher Kämpfer iſt, an Zähigkeit und Ausdauer
den anderen Klaſſen überlegen; daß es Maſſenaktionen viele
Jahre lang durchführen kann, ohne bei der Wahl ſeiner
Aktionsmittel etwas anderes in Betracht zu ziehen als ihre
jeweilige Wirkſamkeit und Zweckmäßigkeit; daß es, um zu
ſeinen letzten und ſchärfſten Mitteln zu greifen, noch andere
und triftigere Gründe haben muß als das Bedürfnis, die bisher
angewandten zu überbieten.

Die Genoſſin Luxemburg iſt ja mehrfach auf das öſter
reichiſche Vorbild zu ſprechen gekommen. Ueber ein Dutzend
Jahre hat dort der Wahlrechtskampf gedauert; ſchon 1894
wurde die Anwendung des Maſſenſtreiks von den öſterreichiſchen
Genoſſen erwogen, und doch vermochten ſie bis 1905 ihre
glänzende Mafſenbewegung ohne jene Steigerung und Zu-
ſpitzung im Gange zu halten, die für die Genoſſin Luxemburg
die „innere Logik“ einer jeden Maſſenbewegung iſt. Nie ſind
die Genoſſen Oeſterreichs in ihrem Wahlrechtskampf über
Straßendemonſtrationen hinausgegangen, und doch verſchwand
nicht ihr Elan, brach ihre Aktion nicht zuſammen.

Und die Proletarier Deutſchlands können es an Zähigkeit
ſicher mit denen Oeſterreichs aufnehmen.

Gäbe es keinen anderen Grund, jetzt im Wahlrechtskampf
über die Straßendemonſtrationen und eventuelle lokale Proteſt
ſtreiks hinaus zu ſchärferen Mitteln zu greifen und an Stelle
der Ermattungsſtrategie die Niederwerfungsſtrategie zu ſetzen

beſtünde in der „inneren Logik“ jeder Maſſenaktion der ein
zige Grund für das Vorwärtstreiben zum Maſſenſtreik, dann
wäre deſſen Begründung etwas dürftig.

Wenn die Sozialdemokratie von ihren Anfängen an die Er-
mattungsſtrategie akzeptierte und zur Vollkommenheit ent-
wickelte, ſo geſchah es nicht bloß deshalb, weil die damals ge-
gebenen politiſchen Rechte ihr eine Baſis dazu boten, ſondern
auch deshalb, weil die Marxſche Theorie des Klaſſenkampfes
ihr die Gewähr gab, daß ſie auf das klaſſenbewußte Proletariat
ſtets rechnen kann, ſo lange ſie ſeine Klaſſenintereſſen energiſch
verficht, mag ſie die Maſſen durch Erfolge oder neue Sen-
ſationen begeiſtern oder nicht.

Sicher ſtrebt der Proletarier mit allen Faſern ſeines Herzens
nach dem raſcheſten Umſturz der beſtehenden Geſellſchaftsord
nung, die ihn ſo furchtbar mißhandelt. Wenn ihm die Mög-
lichkeit winkt, dieſe Geſellſchaftsordnung über den Haufen zu
werfen, wird ihn niemand davon abhalten können, und wollte
die Sozialdemokratie es verſuchen, würde er ſie verächtlich bei
ſeite ſchieben.

Aber ſo ſteht die Sache heute nicht. Es gibt heute nur eine
Partei, die der Feind der bürgerlichen Geſellſchaft iſt, die
Sozialdemokratie. Das Proletariat findet keine andere, die es
ſchneller zum Siege führen könnte, es findet keine andere, die es
überhaupt zum Siege führen wollte und könnte; es findet keine,
die auch nur innerhalb der heutigen Produktionsweiſe ſeine
Klaſſenintereſſen im Gegenſatz zu den bürgerlichen Intereſſen
verträte.

Proletarier können durch Unwiſſenheit einer bürgerlichen
Partei zugeführt werden, nicht durch revolutionäre Ungeduld.

Kann aber dieſe Ungeduld nicht in ihr Gegenteil umſchlagen,
in Erſchlaffung und Mutloſigkeit, wenn ſie enttäuſcht wird,
wenn die Sozialdemokratie ihre Erwartungen nicht erfüllt?
Sicher iſt das möglich. Wann aber wird das eintreten? Wenn
unſere Partei Erwartungen rege macht, die ſie nicht erfüllen
kann wenn ſie mehr verſpricht, als ſie zu leiſten vermag.

Iſt das heute der Fall?

und die Aktion bricht in ſich zu-

binnen wenigen Monaten das gleiche Wahlrecht in Preußen
um jeden Preis durchzuſetzen, dann allerdings würde ſie die
Maſſen ſchwer enttäuſchen, wenn ſie nun nicht alles aufböte,
die Aktion raſch zu ſteigern und die Maſſen zur Anwendung
ihrer letzten und ſchärfſten Kampfmittel anzuſpornen. Dann
ſtände ſie wohl vor dem Dilemma: entweder das Aeußerſte
zu wagen, mag daraus koymmen, was da wolle oder einen be-
denklichen moraliſchen Zuſammenbruch zu erleiden, der ihre
Werbekraft für längere Zeit zu lähmen vermöchte.

Aber die Sozialdemokratie Preußens hat nie derarkiges ver-
ſprochen. Jm Gegenteil. Wir dürfen darauf hinweiſen, daß
gerade die Marxiſten es waren, die ſtets betonten, der Wahl-
rechtskampf in Preußen ſei noch ſchwieriger als anderswo. weil
es ſich hier nicht um eine bloße Wahlreform handle, die ein
par Mandatsverſchiebungen nach ſich ziehe, ſondern um den
Sturz der Junkerherrſchaft. Dieſe verliert ihre Grundlage
mit dem gegenwärtigen Wahlrecht in Preußen. Sie wird es
mit Nägeln und Zähnen aufs äußerſte verteidigen. Die Er-
ringung des freien Wahlrechts bedeutet in Preußen etwas ganz
anderes als etwa in Bayern oder Baden oder Oeſterreich, ſie
fällt zuſammen mit der Niederwerfung des Junkertums.

Jch darf hier wohl daran erinnern, daß ich dieſe Auffaſſung
unter anderem in Polemiken gegen die Genoſſen Eisner und
Stampfer in den Jahren 1905 und 1908 entwickelte, die damals
zu den energiſchſten Aktionen trieben und mich angriffen, weil
ich von einer Agitation abriet, die uns auf den politiſchen
Maſſenſtreik verpflichte, der unter den Verhältniſſen Deutſch-
lands nur in einer revolutionären Situation einen Sinn habe.
Wie wurde ich von Eisner und Stampfer abgekanzelt, weil ich
in der Frage des Wahlrechtskampfes den Standpunkt eines
„opportuniſtiſchen Krämers“ einnehme und in der Frage des
Maſſenſtreiks die ruſſiſche Revolution verraten habel

Jch. verfocht damals die gleiche Auffaſſung wie heute.
Es wäre höchſt leichtfertig geweſen, hätte unſere Partei ver-

ſprochen. mit einem ſo gewaltigen Gegner wie Junkertum und
preußiſche Regierung binnen wenigen Monaten fertig zu wer-
den. Das haben wir auch nie getan. Die deutſche Sozialdemo-
ktatie hat nie die Parole ausgegeben: Niederwerfung des
gegenwärtigen Regimes durch eine ſich raſch ſteigernde Aktion
binnen wenigen Monaten, ſondern nur die Parole: Keine
Ruhe in Preußen, ſolange nicht das gleiche, ge-
heime, direkte Wahlrecht erobert iſt.

Das haben wir verſprochen, dies Verſprechen ſind wir ver-
pflichtet zu halten. Das beſagt aber nur, daß es gilt, die
Aktionsmittel, die unſere Genoſſen heute ſchon mit ſo großem
Erfolg angewandt haben, vor allem die Straßendemon-
ſtration, weiter zur Anwendung zu bringen, darin nicht zu
erlahmen, ſie im Gegenteil immer machtvoller zu geſtalten.
Aber wir haben nicht die geringſte Verpflichtung, „um jeden
Preis vorwärts“ zu gehen und „die Straßendemonſtrationen
jetzt ſchon als ein bald von der Welle der Ereigniſſe überholtes
Mittel“ zu betrachten, das durch ein ſchärferes zu erſetzen iſt.

Das Dilemma, von dem die Genoſſin Luxemburg ſpricht, iritt
erſt dann ein, wenn wir eine Propaganda für den Maſſenſtreik
entfalten, wenn wir erklären, Straßendemonſtrationen ge-
nügten uns nicht, eine raſche, ſtete Steigerung der Mittel der
Maſſenaktion ſei erforderlich.

Wenn wir eine derartige Propaganda entfalten, wenn wir
in den Maſſen die Erwartung wachrufen, nun gehe es mit
Hurra, Marſch Marſch vorwärts an die Niederwerfung des
Feindes durch die ſchärfſten Mittel, über die das Proletariat
verfügt, dann werden wir allerdings binnen kurzem vor dem
Dilemma ſtehen, entweder die Maſſen aufs tiefſte zu enttäuſchen
oder mit einem gewaltigen Satze dem Junkerregime an die
Gurgel zu fahren, um es niederzuwerfen oder von ihm nieder-
geworfen zu werden.

Heute beſteht dies Dilemma noch nicht. Heute ſind wir noch
frei in der Wahl unſerer Aktionsmittel.

Gewerkſchaftliches.
Zum Kampf im Baugewerbe.

Der geſchäftsführende Ausſchuß des deutſchen Arbeitgeberbundes
für das Baugewerbe hat an die Zentralvorſtände des Maurer-
und Zimmererverbandes, des baugewerblichen Hilfsarbeiter
verbandes und des chriſtlichen Bauarbeiterverbandes ein Proteſt
ſchreiben folgenden Jnhalts geſandt:

„Aus vielen Orten geht uns die Nachricht zu, daß entgegen den
Entſcheidungen des Schiedsgerichts in Dresden die Arbeit
ſeitens der Arbeitnehmer nicht wieder aufgenommen worden iſt.
Vielfach ſind die Arbeitswilligen abſichtlich und gewaltſam zurück
gehalten worden. An verſchiedenen Orten iſt ſogar der Streik
verkündet. Wir erſuchen Sie, die Jhnen angeſchloſſenen Organi-
ſationen anzuweiſen, den Entſcheidungen des Schiedsgerichts ſofort
Folge zu leiſten. Wir verlangen, daß nunmehr ſpäteſtens am
Montag, den 27. d. Mts. die Arbeit überall aufgenommen wird.“

Der Bundesvorſtand fordert ſeine Ortsverbände auf, bis Montag
den 27. d. Mts. mittags 12 Uhr telegraphiſch zu berichten, ob in
ihrem Vertragsgebiet die Arbeit in vollem Umfange wieder auf-
genommen worden iſt. Sollte ſich aus dem Telegramm ergeben,
daß das in den einzelnen Gebieten noch nicht der Fall iſt, ſo wird
zu Donnerstag, den 30. Juni d. Js. eine außerordentliche Haupt
verſammlung des deutſchen Arbeitgeberbundes für das Baugewerbe
in Halle a. S. einberufen, die „weitere Maßnahmen“ zu
beſchließen haben wird. Der Bundesvorſtand weiſt ſeine Orts-
verbände an, bevor die Arbeit nicht allgemein aufgenommen iſt,
darf in örtliche Verhandlungen nicht eingetreten werden, auch dort
nicht, wo die Arbeit aufgenommen iſt. Danach ſcheinen ſich neue
Komplikationen zu entwickeln, die die endgültigen Einigungen im
Baugewerbe wieder in Frage ſtellen.

Der letzte Satz im Zirkular iſt übrigens eine offenbare Auf
forderung zum Verſtoß gegen den Dresdener Schieds-
ſpruch. Denn nach Wiederaufnahme der Arbeit ſollen die ört-
lichen Verhandlungen beginnen und bis ſpäteſtens den 15. Juli
erledigt ſein.

Den Streik beſchloſſen
haben Freitag nacht nach ſtürmiſch verlaufener Verſammlung mit
2182 gegen 426 Stimmen die Leipziger Maurer. Vom Sonn-
abend ab ſoll auf allen Bauten die Arbeit ruhen und an die Unter
nehmer die Forderung geſtellt werden, den Stundenlohn ſofort auf
75 Pfg. zu erhöhen. Die ledigen Maurer reiſen ab, die weiter
arbeitenden zahlen einen Extrabeitrag von 80 Pfg. pro Tag.

beſchloſſen, von nächſter Woche ab in den Streik zu treten.
Die Breslauer Zimmerer beſchloſſen ebenfalls, den Dres

dener Schiedsſpruch abzulehnen. Alle Geſellen, die 60 Pfg. Stunden
lohn erhalten und die h ſtündige Arbeitszeit haben, arbeiten
weiter, alle übrigen haben die Arbeit niedergelegt.

Die Maurer in Bremen nahmen Freitag Stellung zum Schieds
ſoruch und beſchloſſen, aus Gründen der Diſziplin den
Schiedsſpruch anzuerkennen. Als Bedingung wurde jedoch
geſtellt, daß ab 1. Oftober 1910, ab 1. April 1911 und ab 1. April
1912 der Lohn um je 2i Pfg. erhöht werden ſoll. Ferner wurde
der Vorſtandsbeſchluß gutgeheißen, den Arbeitsnachweis der
Unternehmer zu ſverren.

Jn den Ausſperrungsgebieten des Gaues Berlin einſchließlich
Poſen iſt die Arbeit überall aufgenommen worden.
Es liegt aber in der Natur des Baubetriebes, daß nach neun-
wöchentlicher Pauſe die Arbeit nicht ſofort im früheren Umfang
begonnen werden kann. Demzufolge konnten in mehreren Lohn-
gebieten in den erſten Tagen nach Aufnahme der Arbeit nicht
ſofort alle vor der Ausſperrung Beſchäftigten eingeſtellt werden.
Zu Beginn der nächſten Woche dürften aber faſt alle Mitglieder
der Zentralverbände in Arbeit kommen. Nur in Kolmar in
Poſen ſcheinen die Unternehmer Rache üben zu wollen. Wie von
dort gemeldet wird, ſollen 10--12 Mitglieder des Maurerverbandes
nicht eingeſtellt werden. Falls ſich dieſe Mitteilung bewahrheitet,
ſo verſtößt das ausdrücklich gegen den 8 4 des von beiden Barteien
angenommenen Hauptvertrages, in welchem es heißt:

Maßregelungen gegen Mitglieder einer Organiſation, nament-
lich Sperren einzelner Bauſtellen, dürfen nicht ſtattfinden. Dies
gilt insbeſondere aus Anlaß der Ausſperrung und der Vertrags
verhandlungen. Die Einſtellung und die Entlaſſung von Arbeit
nehmern ſteht im freien Ermeſſen des einzelnen Arbeitgebers,
wobei die Zugehörigkeit zu einer Organiſation nicht in Betracht
kommen darf.“

Die Bauarbeiter in Augsburg haben am Donnerstag und
Freitag zu dem Schiedsſpruch Stellung genommen. Während die
Maurer trotz lebhafter Unzufriedenheit mit der ungenügenden
Lohnerhöhung dem Schiedsſpruch doch mit großer Mehrheit zu
ſtimmten, haben die Bauhilfsarbeiter den Schiedsſpruch
einſtimmig abgelehnt und beſchloſſen, nur bei ſofortiger Lohn-
zulage von 3 Pfg. pro Stunde die Arbeit wieder aufzunehmen.
Die Zimmerer haben den Schiedsſpruch angenommen.

Der Unternehmerverband des Maurer- und Zimmerergewerbes
in Breslau beſchloß einſtimmig, am Schiedsſpruch feſtzuhalten,
die weitergehenden Forderungen der Arbeiter abzulehnen und den
Streik als „Vertragsbruch“ anzuſehen.

Straßenbahner- Ausſtand in Hamburg.
Die Schaffner und Führer der Hamburg-Altonager Zentral-

bahn, einer Straßenbahn, die zwei ſehr frequentierte und un
gemein ertragreiche Straßenbahnlinien von Hamburg Borgfelde
durch das Zentrum von Hamburg nach Altona-Ottenſen unterhält,
ſind Sonnabend morgen wegen Maßregelung von 9 Kollegen
ſämtlich in den Ausſtand getreten. Es verkehren nur fünf Wagen,
die von Kontrolleuren bedient werden.

Gerbandstag der holzarbeiter.

6. Verhandlungstag.
Zur Beratung ſteht der Punkt: Statutenberatung, zu dem

eine faſt endloſe Zahl Anträge vorliegen. Für die Statuten
beratungskommiſſion berichtet Neumann- Hamburg. Die
Kommiſſion empfiehlt die Altersgrenze für jugendliche Arbeiter
(Umſchreibung als vollberechtigte Mitglieder) auf 17 Jahre zu
belaſſen, wie es ja auch der Referent in der Jugendfrage vor
ſchlug. Nach kurzer Debatte ſtimmte der Verbandstag dem
Vorſchlag zu. Den Anträgen der Kommiſſion entſprechend
werden dann alle Anträge, die ſich auf die Abſchnitte Beitritt
und Beitrag beziehen, abgelehnt. Die Anträge, die ſich auf die
Beitragsbefreiung bei Arbeitsloſigkeit beziehen, werden an die
Kommiſſion zurückverwieſen. Zugeſtimmt wird einem Antrag,
daß die Reiſenunterſtützung für Sonn und Feſttage ſchon am
Tage zuvor ausgezahlt werden kann. Angenommen wird auch
ein Antrag Berlin, nach dem, wenn die Arbeitsloſigkeit die
Folge einer Waffenübung iſt, dieſe bei der Wartezeit in An
rechnung zu bringen iſt.

Längere Erörterungen knüpfen ſich an die Anträge des Ver
bandsvorſtands zum S 37, Streikunterſtützung. Die
bisherigen Beſtimmungen des Streikreglements ſollen in etwas
geänderter Faſſung als beſonderer Abſchnitt in das Statut auf
genommen werden, ferner die Unterſtützungsſätze geändert wer
den. Die Unterſtützung bei Streiks und Ausſperrungen ſoll je
nach der Dauer der Mitgliedſchaft bei 26 Wochen 9 Mk. und bei
260wöchentlicher Mitgliedſchaft 14 Mk. pro Woche betragen.
Ferner kann 1 Mk. pro Kind gewährt werden, bis zu den Höchſt
ſätzen von 15--20 Mk. Einzelne Redner erblicken in dieſen
Sätzen eine Verſchlechterung gegenüber den bisherigen Beſtim
mungen. Bisher konnte ſchon nach 18wöchentlicher Karenzzeit
Unterſtützung bezogen werden. Leipart betonte, daß die
Sätze im ganzen eine Verbeſſerung bedeuten. Die Kommiſſion
empfahl auch die unveränderte Annahme und der Verbandstag
ſtimmte dem zu.

Die Gemaßregeltenunterſtützung wird ebenfalls
nach dem Vorſchlage des Vorſtandes feſtgeſetzt. Mitgliedern,
die infolge ihrer hervorragenden Tätigkeit für den Verband
arbeitslos werden, kann ohne Erfüllung einer Wartezeit eine
Unterſtützung von 9 Mk., außerdem für jedes Kind unter
14 Jahren 1 Mk. bis zur Geſamthöhe von 15 Mk. pro Woche
gewährt werden. Bei längerer Mitgliedſchaft erhöht ſich die
Unterſtützung. Die Sätze ſind dann dieſelben wie bei der Streik-
unterſtützung. Jn beſonderen Fällen iſt der Vorſtand er-
mächtigt, den Unterſtützungsſatz bis zu 3 Mk. die Woche zu er
höhen.

Bei den Beſtimmungen über die Lokalverwaltung
wird einem Antrag des Vorſtands zugeſtimmt, daß für die
richtige Ablieferung der Gelder und Abrechnungen die Revi-
ſoren der Zahlſtelle ſowie jedes Mitglied der Lokalverwaltung
der Hauptkaſſe gegenüber verantwortlich (zuerſt wurde
beantragt „haftbar“, dagegen machte ſich aber ſtarker Wider
ſpruch bemerkbar) ſind.

Beim Abſchnitt Verbandstag wird beſchloſſen, daß zur
Vorberatung der Anträge an den Verbandstag unmittelbar vor
dem Verbandstag eine neungliedrige Kommiſſion einzuberufen
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die aus Delegierten der verſchiedenen Bezirke gebildet wird.
Ferner wird ein Antrag des Vorſtands angenommen, daß die
zu einem Verbandstag gewählten Delegierten und Erſatz
männer ihr Mandat bis zum nächſten ordentkichen Verbandstag
behalten und in der Zwiſchenzeit vom Vorſtand und Ausſchuß
in dringenden Fällen zu einem außer ordentlichen Ver
bandstag einberufen werden können.

Die Statutenberatung iſt damit bis auf einige Punkte, die
an die Kommiſſion zurückverwieſen wurden, erledigt.

Für die Reviſionskommiſſion berichtet dann Starke-
Dresden. Die Kommiſſion hätte die Aufgabe gehabt, die Kaſſen
führung zu prüfen und zu der Vorlage des Vorſtands über die
Regelung der Beamtengehälter Stellung zu nehmen. Kaſſe und
Bücher ſeien in beſter Ordnung gefunden worden und wird be
antragt, dem Kaſſierer und Vorſtand Entlaſtung zu erteilen.
Dies geſchieht. Der Vorſtandsvorlage über die Gehalts-
regelung hat ſich die Kommiſſion im weſentlichen ange-
ſchloſſen, ſie ſchlägt nur kleine Aenderungen vor. Nach der Vor-
lage ſind die Angeſtellten in vier Klaſſen eingeteilt. Die be-
ſoldeten Vorſtandsmitglieder und Redakteure ſollen 200 Mk.
Anfangsgehalt bekommen, ſteigend nach jedem Dienſtjahr um
19 Mk. bis 250 Mk. monatlich. Die Gauvorſteher ſollen 170 Mk.
Anfangsgehalt erhalten, ſteigend bis 200 Mk., die Hilfsarbeiter
im Verbandsbureau ebenfalls 170 Mk. Anfangsgehalt, aber nur
bis 200 Mk. ſteigend, und die Lokalbeamten ſollen 150 Mk. An-
fangsgehalt erhalten, ſteigend wie bei den anderen Gruppen
um 10 Mk. jährlich bis zu 180 Mk. Zu dieſen Sätzen treten
Ortszuſchläge von 10 und 20 Mk. pro Monat. Beſonders wird
in der Vorlage betont, daß die Zahlſtellen mit Lokalbeamten
verpflichtet ſind, dieſe Mindeſtſätze zu bezahlen. Da-
gegen wandten ſich in der Debatte mehrere Redner, den
Zahlſtellen ſollte nur „nahegelegt“ werden, dieſes Gehalt zu
bezahlen. Bei der Abſtimmung wird aber die geſamte Vor-
lage des Vorſtandes mit den von der Kommiſſion beantragten
Aenderungen und unter Annahme eines Antrags, daß die
leitenden Zahlſtellenbeamten den Gauvorſtehern im Ge-
halt gleich zu ſtellen ſind, mit 109 gegen 41 Stimmen ange-
nommen. Die neuen Sätze ſollen möglichſt ſofort, ſpäteſtens
aber bis 1. Oktober in Kraft treten.

Dann wurden ſechs Delegierte zum internatio-
nalen Holzarbeiterkongreß in Kopenhagen gewählt,
und hierauf der Bericht von den Gewerkſchafts-
kongreſſen in Hamburg und Berlin entgegengenommen.
Dem Vorſtand wurde dabei ein Antrag zur Erwägung über-
wieſen, ſich mit der Generalkommiſſion zwecks Gründung einer
Gewerkſchaftsbank ins Einvernehmen zu ſetzen.

Beſchloſſen wird dann noch, daß über jede weitere Beitrags-
erhöhung eine Urabſtimmung ſtattzufinden hat. Dem
Vorſtand überwieſen wird ein Antrag, eine Konferenz der zum
Holzarbeiterverband gehörenden Werftarbeiter der Binnen
und Seeſchiffahrtswerften einzuberufen und den Schiffs-
Zzimmererverband dazu einzuladen.

Damit waren die Arbeiten des Verbandstages erledigt. Mit
einem Hoch auf den Verband wurde er geſchloſſen.

Der Verbandsvorſtand und die Gauleiter werden einſtimmig
wiedergewählt.

Der nächſte Verbandstag findet 1912 in Berlin ſtatt.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., 27. Juni 1910,

Ein Preßprozeß,
der, wie ſchon kurz mitgeteilt worden iſt, mit der Verurteilung
des Redakteurs Kasparek zu 800 Mark Geldſtrafe endete, fand
am Sonnabend vor der Schubertkammer ſtatt. Auf Befehl des
Kompagniechefs der 7. Kompagnie des Jnfanterieregiments Nr. 72
in Torgau fühlten ſich ſämtliche Unteroffiziere der Kompagnie
beleidigt durch eine Notiz, die im November v. Js. im Volks-
blatt erſchien. Jn der Notiz war von einem ſpitzbübiſchen Unter-
offizier die Rede, der in Gemeinſchaft mit einem Musketier beim
Tapezieren der Hauptmannswohnung den Schreibtiſch erbrochen
und daraus 800 Mark bares Geld entnommen und in Damen
kneipen verjubelt haben ſollte. An die Notiz, die einem bürger-
lichen Blatte entnommen war, knüpfte die Redaktion des Volks
blattes die Bemerkung: „Ein netter Stellvertreter Gottes!“

An der Verhandlung wurde feſtgeſtellt, daß der Diebſtahl zwar
wie angegeben paſſiert, ein Unteroffizier aber dabei nicht beteiligt
gerdelen ſei, ſondern zwei Musketiere, die wegen der Angelegen-
heit unterdeſſen militärgerichtlich beſtraft worden ſind. Die Zeitung,
welche die irrtämliche Notiz zuerſt gebracht hat, iſt nicht angeklagt
worden.

Der Staatsanwalt war der Meinung, daß es ſich um eine mit
voller Abſichtlichkeit begangene Beleidigung handle. Durch die Ueber-
ſchrift und den Nachſatz ſollte einem Angehörigen des deutſchen
Unteroffizierkorps gehörig etwas am Zeuge geflickt werden. Nur
durch eine Geldſtrafe in Höhe von tauſend Mark könne eine
ſolche ſchwere Beleidigung geſühnt werden.

Der Verteidiger, Rechtsanwalt Dr. Müller, betonte, daß ein
bürgerliches Blatt, daß die Notiz gebracht hat, nicht angeklagt
worden iſt, in anderen Fällen würde es mit einer Berichtigung
abgelan ſein. Man könne ſich nicht des Eindrucks erwehren, daß
hier nur deshalb eine ſo hohe Strafe beantragt worden iſt, weil
es ſich um ein ſozialdemokratiſches Blatt handle. Die Richter
könnten aber nicht dazu da ſein, eine beſtimmte Partei durch hohe
Geldſtrafen ſchädigen zu wollen. Wenn einem Redakteur der
SaaleZeitung dieſer Jrrtum paſſiert wäre, ſo würden vielleicht
30 oder 50 Mark als Beſtrafung beantragt. Die Strafe ſei ſchon
deshalb viel zu hoch, weil der Angeklagte bei Aufnahme der Notiz
erſt einmal vorbeſtraft war.

Das nach kurzer Beratung gefällte Urteil machte ſich vollinhalt-
lich die Argumentationen des Anklägers zu eigen und lautete auf
800 Mark Geldſtrafe wegen übler Nachrede. Der Umſtand, daß
der ganze Unteroffizierſtand aufs ſchwerſte mit voller Abſicht be-
leidigt worden ſei, laſſe die hohe Geldſtrafe angemeſſen erſcheinen.
Wenn auch die Vorſtrafen des Angeklagten nur geringe ſeien, ſo
laſſe anderſeits das Strafgeſetz Strafen bis zu 1500 Mk. zu.

Wenn die Halleſche Juſtiz glaubt, durch derartige unglaublich
hohe Geldſtrafen dem Volksblatt beikommen zu können, ſo irrt
ſie ganz gewaltig.

v

Ein zweiter Prozeß
wurde am Sonnabend noch vor dem Schöffengericht in
Eisleben ausgetragen. Der Schieferwieger Krummel in
Ziegelrode fühlte fich durch zwei Notizen im Volksblatt beleidigt
und klagte gegen die Kollegen Kasparek und Leopoldt. Jm
Februar wor eine Notiz gebracht worden, in welcher behanptet
ſwurde, Krummel habe drei Bergleute beim Oberſteiger denunziert
und ſo ihre Entlaſſung verurfacht. Weiter war angeführt, daß Kr
den Frauen der Bergleute nachſtelle und hierbei mehrfach von den
Eheleuten überraſcht worden ſei.

Jm April ſandte Krummel dann der Redaktion ein Schreiben,
in welchem er einen Widerruf verlangte. Die Form dieſes
Schreibens, die darin enthaitenen Unverſchämtheiten und Drohungen
vfrant hien dann die zweite jetzt unter Anklage ſtehende Notiz.

m s m.a Der V rhändlung un Doöoinn bend wurde nur 9euenl Leopoldt

diede vertag
l ve Rechtsa beln m 5 mat eerehDen DieſerHerr gl nders damitt zu können,daß er das Volksblatt als Skandalblatt dezeichnete, welches

nur beſtrebt ſei, ſeine politiſchen Gegner perſönlich zu verunglimpfen,
al r en des Blattes ſeien täglich r Angriffe zunden. beantrage eine grpfindiice e, die umſo höher

ein müßte, weil ja die Redakteure ſie nicht zahlken,
ondern die Parteikaſſe.Rechtsanwalt Müller- Halle als Vertreter Leopoldt wies dieſe

Angriffe ſcharf zurück. Die Notiz ſei eine vollkommen berechtigte
Abwehr auf die Unverſchämtheiten und Sngſt des Krummel
geweſen. Da dieſer in ſeinem Schreiben dem Volksblatt ebenfalls
den Vorwurf eines Skandalblattes machte, ſo ſei eine derbe Ab
ſuſr berechtigt geweſen. Der Angeklagte hatte nur in Wahr-
nehmung berechtigter Jntereſſen gehandelt, als er die Zumutungen
Krummels als Unverſchämtheit und Dreiſtigkeit zurückwies.

Das Gericht verſagte L. den Schutz des 5 1939. Seine Notiz
ſtelle keine mr des Schreidens, dar. Daß die Ausdrücke

Unverſchämtheit“, „Dreiſtigkeit“ und „Wir raten jedem ehrlichen
Menſchen, dieſem Manne S beleidigend ſind, ſtefeſt. ſei auf eine empfindliche Geldſtrafe zu erkennen, nicht
weil ſie eventuell von Dritten getragen werde, ſondern weil die
Beleidigungen ſchwere ſeien. Eine Geldſtrafe von 150 Mark,
event. 10 Tage Gefängnis erſcheine angemeſſen.

v

Herr Rechtsanwalt Ebel hat für ſeinen dem Volksblatt
gemachten Vorwurf natürlich keinerlei Beweiſe exbracht. Es
genügte ihm, dieſen Vorwu e zu haben. Etwas eigen
artig wirkt ſeine Auffaſſung allerdings, wenn man wei t err
Ebel noch vor einiger Zeit die er“ des Angeklagten
verteidigte, u. a. auch einen Prozeß ergarbeiterverbandes
gegen den Bergbotenredakteur führte. Das ſcheint man ihm an
gewiſſen Stellen verargt zu haben und uns iſt deshalb ſeine
jetzige Stellungnahme auch erklärlich.

Ein Rechtsſtreit um die Verteilung von Handzetteln durch
Gewerkſchafts mitglieder

beſchäftigte das Oberverwaltungsgericht. Karl Lorenz in
Halle a. S. zeigte ſeinerzeit der Polizeiverwaltung von Halle
an, daß arm 23. Oktober 1909 eine Verſammlung aller in
ſtädtiſchen Betrieben tätigen Arbeiter ſtattfinden werde, in der
Riedel aus Berlin über ein gewerkſchaftliches Thema ſprechen
ſolle. Er bat zugleich um die Erlaubnis zu einer Handzettel-
verteilung vor den verſchiedenen ſtädtiſchen Betrieben, die durch
näher benannte Gewerkſchafismitglieder erfolgen ſolle. Die
Polizeiverwaltung verſagte die Erlaubnis zum Verteilen der
Handzettel auf der öffentlichen Straße.

Lorenz legte beim Regierungspräſidenten in Merſeburg Be
ſchwerde ein und machte geltend, daß die Verteilung durch be-
zahlte Hilfskräfte, aber nicht gewerbsmäßig habe ſtattfinden
ſollen. Dazu bedürfe man nach der Judikatur des Kammer-
gerichts überhaupt keiner polizeilichen Erlaubnis. Die entgelt-
liche nichtge werbsmäßige Verteilung von Druckſchriften falle
nicht unter 10 des preußiſchen Preßgeſetzes in der durch g 30
des Reichspreßgeſetzes erhaltenen Faſſung. Danach ſei S 10
nur noch aufrecht erhalten, ſoweit von einer polizeilichen
Erlaubnis abhängig mache das nichtge werbsmäßige öffentliche
unentgeltliche Verteilen von Aufrufen, Bekanntmachungen und
Plakaten.

Der Regierungspräſident wies die Beſchwerde zurück und
führte aus, daß aus dem, was Lorenz der Polizei mitgeteilt
habe, nicht zu erſehen geweſen ſei, daß die Verteilung durch
bezahlte Hilfskräfte habe erfolgen ſollen. Die Polizei hätte
deshalb von der Meinung ausgehen müſſen, daß die Erlaubniszu einer unentgeltlichen Verteilung verlangt werde. Jn der

weiteren Veſchwerde an den Oberpräſidenten machte L. geltend,
daß die Polizei höchſtens zu einer unentgeltlichen Verteilung
die Erlaubnis hätte verſagen dürfen, nicht aber generell über-
haupt zu einem Verteilen. Die Polizei hätte anfragen ſollen,
wie das Geſuch gemeint geweſen ſei.

Nachdem der Oberpräſident die Beſchwerde ebenfalls abge-
wieſen hatte, klagte L. beim Oberverwaltungsgericht. Der erſte
Senat des Gerichts wies die Klage ab. Nach 8 30 des Reichs-
preßgeſetzes werde das Recht der Landesgeſetzgebung, Vor-
ſchriften über die öffentliche unentgeltliche Verteilung von Be-
kanntmachungen, Plakaten und Aufrufen zu erlaſſen, durchdieſes Geſetz nicht berührt. Jnſofern beſtehe alſo F 10 des
preußiſchen Preßgeſetzes noch zu recht, als er hierfür eine poli-
zeiliche Erlaubnis erfordere. Auf Grund ſeines Gefuchs ſei die
Polizei mit Recht davon ausgegangen, daß hier die Erlaubnis
zu einem unentgeltlichen Verteilen der Handzettel nachgeſucht
worden ſei, alſo zu einer Handlung, die der Erlaubnis bedurfte,
wenn es ſich um Bekanntmachungen, Plakate oder Aufrufe
handelte. Dieſe Handzettel, die die Tagesordnung der Ver-
ſammlung bekannt gaben, ſeien aber zweifellos Bekannt-
machungen im Sinne der Beſtimmung. Die Erlaubnis ſei dem
nach erforderlich geweſen. Die Polizei habe nun erklärt, ſie
ſei aus ordnungspolizeilichen Gründen verſagt worden. Da-
gegen ſei in der Klage nun gar nichts gefagt. Jn eine Nach-
prüfung darüber habe darum der Senat gar nicht eintreten
können. Die Klage müſſe abgewieſen werden.

Zum Streik der Tiſchler in der Waggonfabrik
von Gottfr. Lindner in Ammendorf.

Wie ſchon mitgeteilt wurde, ſind am Sonnabend bei obiger
Firma 2s Tiſchler wegen fortgeſetzter Lohndifferenzen in den
Streik eingetreten. Die Gärung unter den Tiſchlern iſt
ſchon ſeit längerer Zeit vorhanden. Am letzten Freitag war
den Tiſchlern noch 50 Pfg. Strafgeld abgezogen worden, weil
ſie 14 Tage vorher wegen derſelben Differenzen einen halben
Tag die Arbeit hatten ruhen laſſen. Das hat dem Faß den
Boden vollends ausgeſchlagen. Die Firma verſucht von aus
wärts Tiſchler heranzuziehen und inſeriert in bürgerlichen
Zeitungen. Wir erſuchen deshalb auswärts auf die Preſſe zu
achten und den Zuzug ſterng fernzuhalten.

Arbeiterfreundliche Blätter werden um Abdruck gebeten.
Deutſcher Holzarbeiterverband,

Zahlſtelle Halle a. S

Die Bekämpfung der Schund- und Schmutzliteratur
wird nun auch in unſeren Volksſchulen aufs nachhaltigſte be-
trieben. Gleichwie auf der Konferenz der Mittelſchulen wurde
auch auf der Kreiskonferenz der Volksſchulen dieſes wichtige
Thema durch einen Vortrag behandelt. Herr Lehrer Richter
ſprach über: Die Gefahren, welche der Jugend aus Schmutz-
und Schundliteratur drohen und ihre Bekämpfung durch die
Schule. Der Redner behandelte ſein Thema nach den bereits
allgemein bekannten Geſichtspunkten und betonte, daß die
Schmutzſchriften, die Vuffalo-Bill-, Nick Carter- uſw. Hefte
geradezu ein Attentat auf die Geſundheit der Volksſeele be-
deuten. Welche große Verbreitung die Schundliteratur ge
wonnen hat, geht daraus hervor, daß allein für Anfertigung
ſchmutziger Bilder 52 eigene Verlagsanſtalten beſtehen, die
jährlich eine halbe Million Mark für Annoncen ausgeben. Das
deutſche Volk wendet jährlich rund 50 Millionen Mark für
Schund und Schmutz auf, das bedeutet eine Geldvergeudung,

die gerade die weniger gebildeten und ärmeren Kreiſe am

betrifft, wurde ſie zwecks
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meiſten belaſtet.chlimmen J auch die Schule und die Lehrerſchaft

on ſeit Jahren nicht müßig geweſen. Was insbeſondere die
Halleſchen Verhältniſſe anlangt, ſo kann feſtgeſtellt werden,
daß bis auf wenige unrühmliche Ausnahmen, infolge der güt-
lichen Sinwirkung der Behörden und der Lehrerſchaft der
Schund wenigſtens aus den öffentlichen Läden und Schau
fenſtern verſchwunden iſt. Jmmerhin gilt es noch rüſtig weiter
zu arbeiten. Wie das im einzelnen ſeitens der Schule auf
indirekte und direkte Weiſe geſchehen könne, wurde von dem
Vortragenden eingehend dargelegt. Folgende Leitſätze wurden
dem Vortrage zugrunde gelegt und von der Verſammlung an
erkannt: 1. Zur Schundliteratur zählt jedes literariſch wert-
loſe, zur Schmugtzliteratur jedes moraliſch gefährliche Buch.
2. 2) Dieſe Lektüre iſt Zeitvergeudung an Stelle nutzbringender
Arbeit und Erholung, b) ſie bedingt unnütze Geldausgaben und
verlockt zu unredlichem Gelderwerb, e) ſie verdirbt den literari-
ſchen Geſchmack und ſtumpft gegen gute Literatur ab, d) die
Schmutzliteratur iſt beſonders gefährlich, denn fie reizt die
Sinnlichkeit auf, o) nimmt dem Gefühle alle Natürlichkeit und
der Sittlichkeit alle Sicherheit, leitet ſelbſt zum Verbrechen
(das iſt die Hauptgefahr), und g) öffnet die Bahn zum Laſter
und Verbrechen, zu Strafe, Schande, Verzweiflung und zum
Untergange. 3. Die Schule kann bei Bekämpfung dieſer Ge
fahren wertvlle Beihilfe leiſten. a) Jhre Arbeit iſt vorbeugen-
der Art: 1. Sie gibt den Kindern in ihrem Leſebuche wertvolle,
den guten Geſchmack bildende, dem kindlichen Verſtändniſſe und
Intereſſe angepaßte Lektüre. 2. Sie räumt dem Leſen ge-
bührende Zeit ein, 3. beſchränkt jetzt die vielerorls zu weit
getriebene philologiſche Behandlung unſerer edlen Dichtungen,
4. treibt Klaſſenlektüre, 5. ſchafft Klaſſenbibliotheken mit guter,
ſpannender Lektüre, 6. kontrolliert ſtändig die Lektüre, wobei
dieſelbe unterrichtlich verwertet wird. 7. Sie ſucht Sinnlichkeit
und Begehrlichkeit im Keime abzuſchwächen durch geeignete
unterrichtliche und erziehliche Einwirkung der Lehrerperſön-
lichkeit. 8. Sie ſucht durch Pflege von Leibesübungen (Turnen,
Spiel im ſportlichen Gewande, Wanderungen) von ſchlechter
Lektüre abzulenken. b) Sie geht angriffsweiſe vor: 1. durch
Zerpflückung von Schundheften, um Erkenntnis ihrer Wert-
loſigkeit zu ſchaffen, 2. durch kritiſche Betrachtung eines Schund
heftes, um Einſicht in ſeine Gefährlichkeit zu erzielen, 3. durch
Warnung mit Beiſpielen aus dem Leben von unglücklichen
Opfern ſchlechter Lektüre, 4. durch Aufklärung der Eltern
unſerer Kinder über die Gefahren der Schund- und Schmutz
lektüre.

Vom Hallenſchwimmbad.
Jn der heutigen Sitzung der Stadtverordneten gelangt als

erſter Punkt die Bewilligung von Mitteln zur Aufſtellung des
Hauptentwurfs für ein Hallenſchwimmbad zur Beratung. Wohl
ſelten iſt gegen einen ſozialen Fortſchritt mit allerlei Mitteln
ſo angekämpft worden, wie gegen dieſes Projekt. Alle Hinweiſe
darauf, daß Halle als Sroßſtadt faſt die letzte ſei, die ein ſolches
wirklich gemeinnütziges Bad errichte, daß ſogar unzählige
kleinere Kommunen bereits vorangeeilt ſeien, haben nichts ge-
fruchtet. Jahrelang wird über die längſt genügend geklärte
Frage debattiert und philoſophiert. Dieſelben Leute, die das
Geld ſonſt für allerlei Klimbim zum Fenſter hinauswerfen,
reden jetzt von Sparſamkeitsrückſichten. So läßt ſich in der
letzten Nummer der Saalezeitung ein Einſender alſo ver
nehmen: „Es iſt richtig, daß viel kleine Städte das Hallenbad
haben, aber es gibt nachweislich viele Fälle, in denen der Be
trieb des Bades aus dem Grunde eingeſtellt werden mußte, weil
wegen des geforderten hohen Zuſchuſſes die Koſten nicht gedeckt
werden konnten. Kein Bad, wenn es nicht aus privaten Mitteln
zinslos hergeſtellt wird, deckt auch nur annähernd die Koſten.
Jn Halle würde das Bad einen jährlichen Zuſchuß von za.
190 000 Mk. fordern und dieſen hätten die Arbeiter und die
Bürger ſowie die Gewerbetreibenden in Form eines Steuer-
zuſchlages aufzubringen. Aus ihren Reihen rekrutieren ſich die
Gegner und ſie werden hoffentlich für eine Ablehnung bis zu
einer Zeit ſtimmen, in welcher unſere Finanzen günſtiger als
heute liegen.“ Das iſt natürlich blanker Unſinn. Noch ent
rüſteter gebärdete man ſich im Konſervativen Verein, wo die
Eingabe des akademiſchen Senats der hieſigen Univerſität an
den Magiſtrat und die Stadtverordneten- Verſammlung be
treffend die Erbauung eines Hallenſchwimmbades als unbe
rechtigte Einmiſchung in ſtädtiſche Angelegenheiten bezeichnet
und energiſch dagegen proteſtiert wurde. Ein leibhaftiger
Hauptmann hat ſogar das Wort ergriffen und behauptet, daß
„alle verſtändigen Kreiſe“ gegen die Errichtung des Schwimm-
bades ſeien und daß dem Vadebedürfnis durch die Errichtung
mehrerer Brauſebäder Rechnung getragen werden könnte.
Treffend wurde dieſer Herr durch den Profeſſor Dr. v. Blume
abgeführt, der ſich lebhaft und in verſtändiger Weiſe für die
baldige Erbauung des Schwimmbades ausſprach. Das An-
genehme mit dem Nützlichen zu verbinden, verſucht jedenfalls
ein Hausagrarier der Glauchaerſtraße, der ſtatt des teuren
Bades die Erwerbung und die Niederlegung alter baufälliger
Häuſer in der betreffenden Straße fordert. Das Geſchäft vor
der Volkegeſundheit, das iſt ſo rechte Spießbürgermanier.

Es wäre dringend zu wünſchen, daß das ſo heiß umſtrittene
Projekt endlich verwirklicht werde im Jntereſſe der Volksgeſund-
heit. Die Stadtverordneten- Verſammlung muß der ſozialen
Aufgabe einer Großſtadt vollbewußt werdenl

Der vierte Diſtrikt hält am Mittwoch, den 90. Juni, abends
84 Uhr, im Reſtaurant von Hugo Haaſe, Mansfelderſtraße 11,
eine Diſtriktsſitzung ab.

Jugendwanderungen für Volks und Mittelſchüler. Wie
im vorigen Jahre, ſo werden auch diesmal wieder in den bevor
ſtehenden großen Ferien Ferienwanderungen für Schüler der
Volksſchulen und Mittelſchulen in die nähere Umgebung Halles
veranſtaltet. Das Unternehmen, welches von Le 33 Studen
ten ausgeht, hat in keiner Weiſe politiſche oder kirchliche Ten
denzen, es ſoll lediglich die Jugend der arbeitenden Bevölkerung während der langen Feriengeit hinausgeführt werden
aus dem gefahrvollen Trubel der Großſtadt in die freie Natur,
zu ungezwungenem Spiel und fröhlicher Unterhaltung. Schul
meiſterlich belehrende Abſichten ſind grundſätzlich verbannt, es
gilt, allen falſchen Zwang zu meiden und fröhlichen Verkehr

er und Jungen zu pflegen. An die Kleidung der
naben werden keinerlei Anforderungen geſtellt, ebenſo er-

wachſen aus der Teilnahme nur in den ſeltenſten Fällen
Koſten unbemittelten Eltern kann für eventl. nötige er
der Kinder auf Eiſenbahn oder Straßenbahn, für Beſorgung
von Getränken und dergl. eine Beihilfe ſeitens der ung ge
währt werden. Die Kinder müſſen dann ganz einfache, kurze
ſchriftliche Geſuche an die Geſchäftsführer mitbringen. Es iſt
wünſchenswert, daß die Eltern der Leitung von Zeit zu Zeit
ihre e e gegebenenfalls Wünſche oder Veſchwerden
mitteilen als ſelbſtverſtändlich für das Gelingen der Sache
muß natürli
S enüber gelten. Alles Nähere iſt durch die Aushänge in den
Schulen, durch Zeitungsankündigungen und die Führer per
ſönlich zu erfahren.
Es iſt folgender Plan aufgeſtellt: Montag, 4. Jul, Anmel-

Einordnung in Gruppen, 8 Uhr auf
Dienstaäg, 5. Jul, Gruppe 1--5: Ausflug

nach Burgliebenau. Abmarſch 8 Uhr morgens vom Ranniſchen

der Bekämpfung des Uebels und ſeiner

unbedingter Gehorſam der Knaben den Führern

f

d

e

d

d

2
ä

e

i

u

W



3

S e

rege

mee e rree A v4 e 34 55e

en: 15 Pf. nabend, 9.
ug na urm-Landsberg: Gruppe 11--16.

NoßplahWaſſerturm, 8 Uhr morgens. Koſten:

Zur Teilnahme berechtigt ſind Schüler der hieſigen Volkzchulen und Rinne ſin Alter von 8--14 r Mund-
vorrat iſt jedesmal mitzunehmen. Nach Möglichkeit werdenauf allen Ausflügen Spiele veranſtaltet. Die Klarebr erfolgt
ſo, daß die Kinder ſpäteſtens 8 Uhr in den elterlichen Wot
nungen ſein können. Die Knaben haben den Weiſungen der

ührer unbedingt zu folgen. Helfer und Führer ſind noch
ehr nötig, Meldungen werden baldigſt erbeten. Gaben zur
e h Unbemittelter ſind erbeten an Herrn Buch-druckereibeſitzer Pritſchow, Bernburgerſtraße 28.

M der Zigarrenfabrik von Varthel u. Näther kam es kürz
lich wegen des rigoroſen Benehmens des Meiſters zu Differenzen.
Dem Zigarrenmacher Reinſtein wurde am 15. Juni morgens keine
Arbeit zuggeits weshalb er einen Augenblick den Fabritraum ver
ließ, um ſich zum Friſeur zu begeben. Nach ſeiner Rückkehr ent
pann ſich zwiſchen ihm und dem Meiſter ein Wortwechſel, in
eſſen Verlauf der Meiſter ein Quatſchkopf genannt wurde. Dar-

auf kündigte R. der mehrere Jahre hindurch zur vollſten Zu
friedenheit der Firmeninhaber gearbeitet hatte. Beim Vetreten
des Arbeitsraumes äußerte ſich R. einem Kollegen gegenüber, daß
er ar ſei, von hier fortzukommen, denn er habe ſeine Geſundheit
dagelaſſen. Darauf erfolgte die ſofortige Entlaſſung, weil durch
die Worte das ganze Perſonal aufgewiegelt worden ſein ſollte.
Dem Gemaßregelten ſchloſſen ſich vier Kollegen an und reichten
ihre Kündigung ein. Reinſtein klagte nunmehr vor dem Gewerbe
gridt gegen die Firma auf Zahlung von 42 Mk. für zwei

chenlöhne. Um allen Weiterungen aus dem Wege zu gehen,
erklärte er ſo mit einem Vergleich, dahingehend, daß die Firma
18 Mk. z einverſtanden. Das Verhalten des Meiſters gegen
über dem Perſonal wurde in das rechte Licht gerückt.

Jm Volkspark wird am Dienstag abend die Engelmannſche
Kapeue abermals konzertieren. Soute das Wetter die Ver
anſtaltung des Konzertes im Garten verhindern, ſo findet
dasſelbe im großen Saale ſtatt. Das Programm haben wir
bereits kurz mitgeteilt. Es ſteht zu hoffen, daß auch dieſe Ver-
anſtaltung von den Parteigenoſſen und -Genoſſinnen recht zahl-
reich beſucht wird.

Jm Apollotheater gab's geſtern ein völlig ausverkauftes
aus. Die Galerien waren überfüllt. Vier Tage aus dem

Leben Sherlock Holmes, des berühmten amerikaniſchen Detek-
tivs, gelangie zur Aufführung. Das Stück bedeutet eine Fort-
etzung der bekannten nervenkitzelnden Schauergeſchichten und
eiert in überſchänglicher Weiſe den jungen, wagemutigen

Kriminaliſten, Dr. Quarz, ein habgieriges Subjekt, hat durch
Mord das umfangreiche Beſitztum und das geſamte Vermögen
ſeines Bruders an ſich geriſſen und verfolgt nun mit allen
cheußlichen Mitteln eine Lady mit ſeinen Liebesanträgen, um
ich den Raub zu ſichern. Da ſich das geär gſtigte Mädchen an
en Deteltiv wendet, beſchließt der Schwindler, dieſen umzu-

bringen. Mit Hilfe von Zuchthäuslern ſoll durch Dynamit,
Revolver und Meſſer das verbrecheriſche Werk vollbracht wer
den. Durch mitunter ans unglaubliche grenzende Zufällig
keiten entſchlüpft der Detektiv jedesmal der ihm gelegten Falle,
überliefert ſeinen Feind dem elektriſchen Richtſtuhl und führt
die Lady als ſeine Frau heim. Geſpielt wurde durchweg aus
gezeichnet. Herr Robert Förſter war als Detektiv ausgezeich-
net, eine gute Leiſtung bot auch Fräulein Schadow als eine

lbidiotin, während der Polizeiinſpektor Brown des Herrn
Taeger wahre Lachſalven hervorrief. Ueberhaupt gebärdete

ſich das Publikum wie bei offener Szene und bei den
Aktſchlüſſen wurde ſtürmiſcher Beifall geſpendet. Gerade lein

utes Zeichen für den literariſchen Geſchmack des Halleſchen
ublikums. Heute, Montag, den 27. Juni, geht Vier Tage aus

dem Leben Sherlock Holmes zum zweiten Male in Szene. DasAn pie des Taegerſchen San iel-Enſembles endet unwider

ruflich am Donnerstag, den 80. Juni.
Zosologiſcher Garten. Von heute, Montag, ab, wird einProgrammwechſel in den Vorführungen der Afrikaner

finden. Statt und zu den bisherigen Nummern wird ein Hoch-
2713 in Zentralafrika in unverfälſchter Wiedergabe geboten.

asſelbe dürfte namentlich das Jntereſſe der Damenwelt er
zregen. Und das iſt erklärlich. Denn bei den er Völ
kern wirbt nicht der Mann um das Mädchen ſeiner Wahl und

ucht es zu erringen, allen Hinderniſſen zum Trotz, ſondern
ier iſt ein regelrechtes Kaufgeſchäft die Baſis des Verhält

niſſes, das Mann und Weib in engſter Gemeinſchaft zuſam-
menhalten ſoll. Der Prophet hat es beſtimmt, daß die Jung-

frau vom Vater zur Ehe gezwungen werden kann, was wunder,
wenn der habgierige Erzeuger ſeine Tochter keinem Freier

jderweigert, der ihm einen annehmbaren Kaufpreis bietet. Unddas iſt nach afrikaniſchen Begriffen bei dem Handel im
i iſchen Garten ſicherlich der Fall. Das Auge des Scheikst z wenn der zukünftige Schwiegerſohn ihm das prächtige
ß die feiſten Rinder, das Kleinvieh und die fern im hohen

orden gewebten koſtbaren Decken vorweiſt, die den Wert ſeiner
ochter aufwiegen ſollen. Alſo fahre dahin, Jungfraul Ein
ann, der ſoviel für dich bieten kann, muß ein reicher, alſo

auch ein begehrenswerter Mann ſein. Und J läßt ſich
das Mädchen hinter dem ihr aufgezwungenen Gatten auf das
Roß heben. Jhr Herz aber bleibt vielleicht daheim, verbunden
einem jungen Krieger ihres Stammes, den Armut verhinderte,
ſeine Augen zu der geliebten Tochter des mächtigen Scheiks zu
erheben. Daß unter u Verhältniſſen die Ehebündniſſe in
Afrika ſelten glücklich in unſerm Sinne und oft nur von kurzer
Dauer ſind, iſt nur zu natürlich.
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am
ammer, der Rabattſparverein, der Kunſtverein, der Kunſt

alten a n und der Gärtnerverein demnächſt 5 veran
talten, und rgr in den Tagen vom 29. September bis 1. reſp.

2. Oktober 1910. Ueber die kaufmänniſche Bedeutung eines
ufenſter-Wettbewerbs braucht nach den ausgezeichneten

Erfolgen der entſprechenden Wettbewerbe in anderen Städten
kaum etwas geſagt zu werden; doch dürfen wir betonen, daß
allein die Tatſache eines Schaufenſter-Wettbewerbs das Publi-
kum in ſtärkerem Maße vor die Schaufenſter und in die Läden
der m führt, als es ſonſt der Fall zu ſein pflegt. Jn
allen Städten iſt von ſeiten der Ausſteller die Wiederholung
und wenn möglich die regelmäßige Wiederholung des Schau
h r s gewünſcht worden, ſo daß an den geſchäft-
ichen Vorteilen eines ſolchen Wettbewerbs nicht zu J iſt.
Aufgabe des Schaufenſter-Wettbewerbs ſoll nicht ſein, ſog.
künſtleriſche Wirkungen erzielen zu wollen. Vielmehr ſoll das
Schaufenſter ein ſtändiges, wenn auch natürlich wechſelndes
Reklameplakat ſein, das durch die geſchickte Aufſtellung der im
Geſchäft käuflichen Waren durch das für das Geſchäft tätige
Perſonal entſteht. Es ſollen deshalb nicht fremde Waren oder
fremdes Perſonal, abgeſehen von den vielleicht auch ſonſt heran
gezogenen Dekorateuren, Verwendung finden. Das Preis-erteilen wird die Beſchränkung auf die eigenen Waren
und das eigene (in weiterem Sinne) als die wichtigſte
Unterlage für ſeine Beurteilung anſehen. Für die Reklame
und die Unkoſten ſowie im beſonderen für die Prämiierung der
Ausſteller wird ein Einſatz erhoben, der für jedes angemeldete
Schaufenſter bis zu 3 Meter Breite 3 Mk., von 3 bis 6 Meter
Breite 10 Mk., über 6 Meter Breite 20 Mk. beträgt. Als Preiſe
elangen erſte (Diplome und Plaketten) und zweite (Diplome)
reiſe und ehrende Anerkennungen zur Verteilung. Anmel-

dungen zum Schaufenſter- Wettbewerb ſind an den Verkehrs-
Verein Halle a. S. bis zum 2. Juli 1910 zu bewirken.

Zum Friedberger Vombenanſchlag wird gemeldet, daß der
Chauffeur Barkenſtein nunmehr in Rottleberode im Harz ermittelt
worden iſt. Er gibt an, daß ihm tatſächlich ſeine Legitimations-
karte geſtohlen worden r und gidt von dem Dieb eine Beſchreibung,
die ziemlich genau auf den durch Selbſtmord geendeten Fried-
berger Mörder paßt.

Der Poliziſt Günter Sorg, der kürzlich die Veurteilung
des Klempnermeiſters Rappſilber zu 50 Mk. Geldſtrafe er
zielte, weil er als „Naſſauer“ bezeichnet worden ſein ſollte,
hat nicht im Nebenzimmer gehorcht. Der Horcher an der
Wand war der Poliziſt Georg Rödiger, ein Schwager des
Gaſtwirts Willi Deumer, Glauchaerſtraße 19. Auf Betreiben
dieſes Poliziſten iſt auch jedenfalls Strafantrag geſtellt worden.
Alſo Vorſicht!

Löbejün, 27. Juni. Stadtverordnetenſitzung. Der
r einer Wohnung im Polizeigebäude wird beſchloſſen. Die

oſten ſtellen ſich auf zirka 340 Mark. Die Errichtung eines
Brauſebades in den Volksſchulen wird aus Sparſamkeitsgründen
abgelehnt. Die Koſten ſollten zirka 1000 Mk. betragen, wozu der
Kreis eine Veihilfe leiſten wollte. Die Bewilligung eines Bei-
trags von 30 Mk. jährlich für eine Stierhaltungsgenoſſenſchaft
wurde abgelehnt. Abgelehnt wurde der Beitritt zur n
kaſſe der Kommunalverbände der Provinz Sachſen. w
wurde weiter ein vom Magiſtrat ausgearbeitetes Ortsſtatut. Zur
Anlegung und Unterhaltung von Bürgerſteigen ſollten drei Fünftel
die Stadt und zwei Jün iel die Hausbeſitzer an Koſten tragen.
Die in letzter Sitzung beſ en Erhöhung der Arbeitslöhne der
ſtädtiſchen Arbeiter von fünf Prozent iſt vom Magiſtrat
ebenſo der Anfangsgehalt von zwei ſtädtiſchen Beamten. Genoſſe
Röber kritiſiert den Beſchluß des Magiſtrats, da es ſich hier nur
um P handelt, während man bei der Gehaltsaufbeſſerung
der Beamten nicht gelargt hat. Man ſollte keine Angſt haben,
daß Arbeiter bei einem Wochenlohn von 15 Mark Schätze an
ſammeln kbnunten. S wurde eine gemiſchte Kommiſſion
ewählt, welche oll, ob die Arbeiter eine ſo großeLobnerbshnng wirklich bedürfen. Kenntnis wurde genemmen von

den Verwaltungsberichten der Sparkaſſe und ulſparkaſſe. Der
parkaſſenkontrolleur wurde angeſtellt, da re robezeit zu Ende

iſt. r ſener Sißung wurde über die von der Regierung
feſtgeſetzte Gehaliserhöhung der Kirchenbeamten beraten. e
wurde, den Veſchwerdeweg zu beſchreiten, da nicht nachgewieſen
werden konnte, ob die Schulkaſſe vom Jahre 1812 Zuwendungen
von der politiſchen Gemeinde erhalten hat.

Benkendorf, 27. Juni. Jm Bahnhofsgebäude wurde in
der SonnabendNacht ein Einbruch verübt. Die Einbrecher ſüeger
durchs Fenſter in den Raum, wo der Fahrkartenverkauf ſtattfindet.
Da ein Automat umfiel, flohen die Einbrecher, weil der Lärm
Leute herbeirief. Außer einem Fahrrad erbeuteten ſie nichts.

Aus den achbarkreiſen.

Helbra, 27. Juni. der Gemeindevertretung. Anweſendwaren 8 Mitglieder des Ortsvorſtandes und 19 Gemeindevertreter,
Das neugewählte Mitglied Gaſtwirt Böttcher wird in ſein Amt

eingeführt. Zum Schöppen werden der Kaufmann Biedermann
wieder und der Fleiſchermeiſter net DemAntrage des Gaſtwirtes Paſemann, betreffs Fegen der Hoſe vor
ſeinem S welche faſt g keinen hat, wurde inſoweittag daß nach ſtarken Regengüſſen die Gemeinde dieſelbeegt. uch ſoll ein Antrag an den Kreisausſchuß S u werden,

ie Goſſe tiefer zu s Am 23. März 1 iſt die Ein
führung einer Eintrittskartenſteuer beſchloſſen worden. Dieſelbe
war vom Kreisausſchuß genehmigt, nicht aber von der Regierung.
Es ſollte ein Nachtrag zur Ordnung angenommen werden, wie

Ordnu zugrunde gelegt iſt. Diedeuten f heute beker nſicht und n Viele mit
14 gegen 8 Stimmen ab. Gegen einen NPaturaliſations- Antrag
des Bergmanns Peter Woſelle hat die Vertretung nichts ein
uwenden. Von einem Dantfſchreiben der beiden Vorſtände vom
urnerbund und Vater T wegen Ueberlaſſung des Linden-

latzes zum Bezirksturnfeſt am 21. und 22. Auguſt und eine Ein-
adung zu dieſem nimmt die Vertretung Kenntnis. Dem Kino-

matographendeſitzer Wagner wird die Vergnügungsſteuer von 3 Mk.
auf 1.50 Mk. ermäßigt,

Gerbſtedt, 27. Juni. Die Stadtverordneten- Erſatz
wahl für den verſtorbenen Stadtverordneten Oberländer iſt auf
den 18. Juli angeſetzt worden. Gewählt wird von 10 Uhr vor-
mitiags dis 1 Uhr nachmittags und von 3 Uhr nachmittags bis
7 Uhr abends. Als Kandidat der Arbeiterſchaft iſt Friedrich
Deichfuß aufgeſtellt. Es iſt eine Pflicht aller Parteigenoſſen
und Arbeiter, bis zum Wahltage lebhaft für Deichfuß zu agitieren
und nur ihm die Stimme zu geben. Die Vorgänge in unſerem
Stadtparlament, über die wir des öfteren berichteten, erherſchen,
daß Vertreter hineinkommen, die jeder Jntereſſenpolitik ſernſtehen
und nur für das Wohl der Allgemeinheit wirken. Arbeite deshalb
jeder für die Wahl des Arbeiterkandidaten Deichfuß.

Memleben, 26. Juni. Selbſtmord. Zwiſchen Memleben
und Klein-Wangen, in der ſogenannten Steinklebe, wurde die
Leiche des 58 jährigen Hofmeiſters Lukert aus Oberſchmon (Kreis
Querfurt) aus der Unſtrut gezogen. Der Mann, welcher ſeit
einiger Zeit ſchwermütig geworden und ſchon einmal an einem
Selbſtmordverſuch verhindert war, hatte ſich vor acht Tagen heim-
lich aus einer Wohnung entfernt.

Delitzſch, 27. Juni. Ein ſonderbarer Heiliger ſcheint der
Parteigenoſſe Karl Thieme zu ſein. Er ſchreibt an unſere Ex-
pedition folgendes Brieflein:

„Hiermit bitte ich Sie, auf Grund des Preßgeſetzes,
die anliegende Berichtigung in unſer nächſten Nummer auf-
nehmen zu wollen da ich ſchon ſo lange Jahre ein aufgeklärter
Genoſſe bin, und auch mein Volksblatt leſe.

Mit Genoſſenſchaftlichen Gruß
Karl Thieme.“

Da hier die Aufnahme der Berichtigung laut Preßgeſetz ver-
langt wird, ſo lehnen wir ſie ab. Die Berichtigung bezieht ſich
auf den Artikel Eisleben, Geſchäftsſozialiſten Ind enthält Verdächtigungen einer Perſon die mit dieſer Sache nichts
zu tun hat. Der Jnhalt der Berichtigung würde dem darin Ge-
nannten Anlaß zu einer Klage gegen uns geben.

Greppin, 27. Juni. Der Fleiſcher Guſtav Kahle ſchickt
dem Vorleger des Volksblattes folgendes Schreiben:

„Greppin, d. 24. Juni 1910.
Herrn Redaktör A. Jähnig

Halle a/S.
Jch entes unterzeichneter erſuche Sie laut 2 11 des Preß-

(7.)

e vom s Mai 1874, die Annonxſe vom 24. Juni
910 des Volksblattes in No. 145. 2. Beilage ſofort zu

wiederufen da ich ſie für gänzlich unwahr erkläre, und bitte
Sie meinen Bericht Wort getreu zu berichten.

Greppin, d. 24. Juni 1910. Wiederuf:

Jch erkläre hierdurch die Annonxſe dießes Blattes in No. 145.
2. te Beilage welche über mich ausgeſchrieben war für gänz
lich unwahr da ich mir durchaus keiner ſtrafbaren Handlung
bewuſt bin, und ich jeden der noch Unwahrheiten ausſpricht
gerichtlich belangen laſſe.

Hochachtend
Guſtav Kahle.

Fleiſcher.“

Dem Wunſche des Herrn wir nachgekommen, obwohl aucher den 9 11 des Preßgeſehes wieder mißhandell. Wenn ſich
jemand auf ein Geſetz ber dann mag er es S mal durch
leſen. Einen Redakteur A. Jähnig gibt es in Halle nicht und
wenn Herr Kahle eine Annonce berichtigen wollte, ſo müßte er
ſich ſchon an eine andere Stelle wenden.

wird ſich unſer Gewährsmann zu dieſer Sache auch
noch äußern.

Sandersdorf, 27. Juni. Gemeindevertreterſitzung. Die
Dachdeckerarbeiten zum x werden dem Dachdecker
Richter übertragen, jedoch ſoll er für ſeine Arbeiten dreijährige
Garantie übernehmen und ſeinen n tag dem der Kon
kurrenz anpaſſen. Ueber die Vergebung der Klempnerarbeiten
ſollen weitere Koſtenanſchläge eingefordert werden. Der Schorn
ſtein der Waſſerhaltung ſoll gut ausgefugt und inſtand geſetzt
werden. Der Bau einer Leichenhalle wurde abgelehnt und bis
zur nächſten Etatsberatung zurückgeſtellt. Die Koſten zum Bau

Schranke des Bahnüberganges in der Teichſtraße übernimmt
Grubenbeſttzer Steuer. Der Vorſteher gibt bekannt, daß die
Teichſtraße von dem Jntereſſentengeld gepflaſtert werden kann. An
die Lungenheilanſtalt Davos werden auf vier St jährlich fünf
Mark Unterſtützungsbeihilfe bewilligt. Nach Schluß Sitzung
fand eine Lokalbeſichtigung der Abflußanlage an der Schule und
in der Zſcherndorferſtraße ſtatt. Hierüber ſoll in der nächſten
Sitzung beraten werden.

b 37. gr. olgende Berichtigung geht unsa Du auf den galt von Mühlberg in d Sonn
abend Nummer möchte ich Sie bitten, die unwahren Behauptnungen,
welche über die Deſſauer Steinſetzer n worden ſind, zu
berichtigen. Unwahr iſt es, daß wir einige junge Kollegen, welche

reren J

Freitag
beginnt unser grosser,

Salson-Räunrgungs- Verkauf

den 1. Juli
all jährlich nur einmal stattfindender

v

e Enorme Preisermässigungen
in allen Abteilungen.

s Aufsehen erregende Vorteile
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ſich er der Partei angeſchloſſen van er bnen. Es ir unwahr, daß wir in einer Brauerei für Freibier gearbeitet haben,
G rn wir haben den tig Aufſchlag erhalten und noch mehr.

ir erachten es re nicht als eine Schande, wenn wir aus Ge-
fälligkeit ein paar Stunden nach Feierabend arbeiten, wenn es
vernünftig bezahlt wird, denn es war nur eine Ausnahme und
kein Gebrauch. Karl Krümmling, Steinſetzer.“

Hohenleipiſch, 27. Juni. Ein netter Strafbefehl iſt vomAmtsvorſteher Hochheim in Zieſſa dem Vorſitzenden rer tirkettes

turner zugeſandt worden. Er lautet:
Sie haben am 5. Juni 1910 auf zwei Leiterwagen mit
Trommelſchlag begleitet einen Aufzug durch Hohenleipiſch geleitet;
wozu Sie keine Genehmigung nachgeſucht hatten. Die Ueber
tretung wird bewieſen durch amtliche Anzeige des Gend.-Wacht-
meiſters Otto. Es wird deshalb gegen Sie auf Grund des 87
N.-V.G. eine Geldſtrafe von fünf Mark 29 Pf. event. einen Tag
Haft hierdurch feſtgeſetzt.“
Ein ovriginelles Schreiben und eine originelle Auslegung des

87. Sollte dieſe Auslegung vom Gericht beſtätigt werden, dann
werden die Straßen bald nur noch von Poliziſten und Gendarmen
bevölkert ſein. Jede Schulklaſſe, die einen Ausflug macht, jede
Kneipgenoſſenſchaft, die von einem Lokal ins andere zieht, jede
Menge, die zur Kirche geht, bildet dann einen „Aufzug“. Wir
werden ja ſehen, wie die Gerichte darüber denken. Gegen den
Strafbefehl wird natürlich gerichtliche Entſcheidung beantragt.

Die Gewerkſchaftskartelle.
I.

Ausbreitung und Umfang.
Die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands

veröffentlicht die Statiſtik über: Die deutſchen Gewerk-
ſchaftskartelle im Jahre 1909. Die Arbeit gewährt
wieder wie die Statiſtiken der früheren Jahre ein anſchauliches
Bild von einem beſtimmten Teil gewerkſchaftlicher Tätigkeit.
Die Wirkſamkeit der Kartelle liegt auf örtlichem Gebiet; ſie
ſind dazu berufen, die Gewerkſchaſtsmitglieder am Orte zu
einem organiſchen Ganzen zuſammenzufügen, die in ihrem
Tätigkeitsbereich der gewerkſchaftlichen Entwicklung entgegen
ſtehenden Hinderniſſe zu beſeitigen, um damit der Ausdehnung
der Gewerkſchaftsbewegung den Boden zu bereiten.

Während des Berichtsjahres hat ſich der Beſtand der Kartelle
um 31 vermehrt. 1908 betrug die Zahl derſelben 623 und am
Schluſſe des Jahres 1909 654. Von den 654 Kartellen ſind
619 94,65 Prozent an der Statiſtik beteiligt. Den 619 an
der Statiſtik beteiligten Kartellen ſind 8548 Gewerkſchaften
mit 1619 656 Mitgliedern angeſchloſſen.

Aus der Berichterſtattung der Kartelle über die Zahl der
angeſchloſſenen Gewerkſchaften und Mitglieder läßt ſich be-
reits erkennen, daß der im Jahre 1908 bei den Zentral-
verbänden ſtattgefundene Rückgang an Mitgliedern im Jahre
1909 wieder ausgeglichen wurde. Die Zentralverbände haben
die ihnen durch die wirtſchaftliche Kriſe auferlegte Belaſtungs-
probe gut überſtanden. Das innere Gefüge der Organiſationen
tonnte nicht erſchüttert werden, es iſt im Gegenteil gefeſtigter
denn je. Der ſtattgefundene Rückgang der Mitglieder ſtellt ſich
nur als eine flüchtige Unterbrechung des Wachstums der Ver-
bände dar. Mit vermehrter Kraft gehtes wieder
aufwärtsAußer den Gewerkſchaften gehören noch den Kartellen
Organiſationen an, die zwar wirtſchaftliche Ziele verfolgen,
jedoch nicht als Gewerkſchaften angeſprochen werden können.
Es ſind dieſes folgende: Der Verband der freien Gaſtwirte
mit 19 Zweigvereinen der Verband der Hausangeſtellten und
Dienſtboten mit 3969 Mitgliedern in 18 Zweigvereinen ferner
ein Zweigverein des Verbandes der Händler.

Teilen wir die Kartelle in 4 Gruppen ein, ſo ſtellt ſich der
Umfang derſelben nach der Zahl der angeſchloſſenen Gewerk-
ſchaften folgendermaßen dar: Es ſind angeſchloſſen 429 Kar-
tellen je 2 bis 15 Gewerkſchaften; 140 Kartellen je 16 bis 30
Gewerkſchaften; 44 Kartellen je 30 bis 50 Gewerkſchaften und
6 Kartellen je über 50 Gewerkſchaften.

hat ſich

ſeit zwanzig Jahren bewährt.

Die Bedeutung der Kartelle wird jedoch nicht lediglich be
ſtimmt durch die Zahl der angeſchloſſenen Gewerkſchaften,
ſondern es kommen dabei auch deren Mitgliederzahlen in Be-
tracht. Es ſind angeſchloſſen 255 Kartellen je bis 500 Mit-
glieder; 314 Kartellen je 501 bis 5000 Mitglieder; 40 Kar-
tellen je 5001 bis 25 000 Mitglieder und 10 Kartelle haben
einen Beſitzſtand von über 25 000 Mitgliedern. Zu der Gruppe
der Kartelle mit über 25 000 Mitgliedern gehören die Orte:
Berlin (231 911), Chemnitz (25 842), Dresden (53 140), Frank-
furt a. M. (32 305), Hamburg (98 645), Hannvoer (34 982),
Leipzig (60 718), München (56 332), Nürnberg (40 265), Stult-
gart (25 719). Sämtliche 10 Kartelle haben ſeit 1908 eine Zu-
nahme an Mitgliedern erfahren, welche ſich insgeſamt auf
32 698 beziffert. Bei Berlin und Dresden iſt dieſe Zunahme
zum Teil auf erfolgten Anſchluß anderer Kartelle zurück-
zuführen. Chemnitz iſt zu den Kartellen, welche über 25 000
Mitglieder zählen, neu hinzugekommen.

Allerlei.
Der Friedberger Bankräu ber.

der ſich nach der Tat erſchoſſen hat, iſt jetzt mit Hilfe des
Fingerabdrucks von der Berliner Kriminalpolizei identifiziert
worden. Es iſt der am 24. September 1889 zu Leipzig ge-
borene Kommis Otto Winge ß, der bereits im Jahre 1906 in
München wegen Bankraubes verhaftet worden war. Die von
ihm ſeinerzeit aufgenommene Photographie war auch der Ber-
liner Polizei übermittelt worden, die durch Vergleich mit dem
Bilde des Toten zur Jdentifizierung gekommen iſt.

Vootsunglück.
Hamburg, 27. Juni. Jn der Nähe der St. PauliLan-

dungsbrücke ſchlug geſtern nachmittag ein Boot um, in welchem
ſich vier Perſonen befanden. Alle vier Jnſaſſen ſind in den
Fluten ertrunken.

Ein ganzes Dorf abgebrannt.
Breslau, 27. Juni. Das Dorf Lukino in Ruſſiſch-

Polen iſt vollſtändig abgebrannt. 116 Häuſer ſind eingeäſchert
worden, 500 Perſonen ſind obdachlos.

Die Tat eines Tapferen!
London, 27. Juni. An der Küſte von Turnberrhy in Schott-

land iſt geſtern ein mit fünf Perſonen beſetztes Ruderboot ge-
kentert. Der Unfall ereignete ſich in großer Entfernung von
der Stadt auf dem Meere in der Nähe der Felſen. Ein
Paſtor, der ſich zufällig an Bord eines anderen Bootes be-
fand, ſprang in das Meer, und es gelang ihm, alle 5 Perſonen,
200 Meter von der Küſte entfernt, zu retten.

Brand in der Brüſſeler Weltausſtellung.
Brüſſel, 26. Juni. Jn dem Hauptreſtaurant Metropol

der Weltausſtellung brach geſtern in den Abendſtunden ein
Feuer aus, das die in der Nähe liegende Ausſtellung des
Fürſten von Monako und die etwas weiter davon unterge-
brachte deutſche Abteilung ſtark gefährdete. Die Brüſſſeler
Feuerwehr war ſchnell zur Stelle und es gelang wenigſtens,
die deutſche Abteilung zu ſchützen, während der Pabvillon des
Fürſten von Monako großen Schaden erlitt. Das Reſtaurant
Metropoll iſt den Flammen vollſtändig zum Opfer gefallen.

Zerſtörungen durch Blitz.
Kiel, 26. Juni. Bei dem geſtrigen Gewitter ſchlug der Blitz

in die Signalſtation der Marine, zertrümmerte die
Signalmaſten und warf alle Apparate um. Die Wach-
mannſchaft der Station, die den Signal- und Fernſprechdienſt
der Küſte zu vermitteln hat, wurde nicht verletzt.

Jm Vergnügungspark.
Während einer Feſtlichkeit in dem Roundhay-Park in Lon

don explodierte ein Feuerwerkskörper. Es entſtand
eine furchtbare Panik. Zwei Perſonen wurden getötet, vierzehn
verletzt.

Amerikaniſches.
Neuhork, 26. Juni. n Lynn (Maſſachuſetts) wurde

ein Schuhfabrikant an heklen Tage in belebter Straße
von drei Räubern erſchoſſen und ſeiner Barſchaft in Höhe von
5000 Dollars beraubt. Zwei Räuber ſind von der Polizei nach
hartnäckigem Kampfe erſchoſſen worden, den dritten nahmen
die Beamten gefangen. Stahlbrunnen in

St. Bureaukratins!
Aus Papenbu r (Oſtfriesland) wird verigtet: Ein Zivil-

prozeß, in welchem das Streitobjekt zwei Pfennig be-
trägt, wird demnächſt das Gericht beſchäftigen. Jn einer
Zwangsbvollſtreckungsſache wurden von der Schuldnerin angeb-
lich zwei Pfennig an Zinſen zu wenig bezahlt, was allerdings
von dieſer beſtritten wird. Beitreibung dieſer reſtieren-
den zwei Pfennig wurde der Gerichtsvollzieher,
mit der Pfändung beauftragt. Dieſe wurde auch
ausgeführt, was zirka ſieben Mark Koſten verurſachte. Da je-
doch der gepfändete Gegenſtand Eigentum einer dritten Perſon
iſt, ſo wurde die Jnterventionsklage anhängig gemacht, außer-
dem ſoll die Pfändung als ſolche angefochten werden. Dieſer
Streich des preußiſchdeutſchen Bureaukratismus dürfte kaum
zu übertreſfen ſeinl!

Das Telephon in Neuyork.
Jn der Stadt Neuyork waren einem Artikel in The Worlds

Work zufolge vor dreißig Jahren auf der Liſte der Telephon-
anſchlüſſe 252 Namen, gegenwärtig enthält das Buch, das die
Anſchlüſſe nachweiſt, 800 enggedruckte Seiten. Vor dreißigJahren gab es eine einzige Jentrate jetzt find deren dort 85,

in denen 5000 Telephoniſtinnen beſchäftigt ſind. Ein einziges
Gebäude enthält mehr Fernſprechanſchlüſſe, als Griechenland
und Bulgarien zuſammengenommen. Ruhe gibt es nie. Am
ſtillſten iſt es zwiſchen 3 und 4 Uhr früh, da dann durchſchnitt-
lich nur 10 Anſchlüſſe in der Minute beanſprucht werden.
Zwiſchen 5 und 6 Uhr benützen aber ſchon 2000 Neuyorker das
Telephon. Eine halbe Stunde ſpäter verdoppelt ſich die Zahl.
Zwiſchen 7 und 8 Uhr ſtören ſchon 25 000 Leute andere 25 000
bei ihrem Morgenkaffee, um halb 9 Uhr iſt eine Armee von
weiteren 25 000 angerückt, und zwiſchen 10 und 11 Uhr ver-
langen 150 000 Perſonen Anſchluß. Am ſtärkſten iſt der Ver-
kehr zwiſchen 11 und 12 Uhr. dann ſprechen 180 000 Perſonen.

Briefkaſten der Redaktion.
G. Die Volksbuchhandlung kann Jhnen eine Landgemeinde-

ordnung nebſt Kommentar aus Dümmlers Verlag für 1.50 Mark
liefern.

reren eDie heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.

nrrrrrrmmm»m-—2Arbeiter-Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

ſ nur Wochentags von 11/2 Uhr und abends vonSprechſtunden zur Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloffen. Telephon Nr. 1541.
3 r

Bei Magen- und Darmleiden
Blutarmut, Bleichſucht, Frauenkrankheiten, Nervenkrankheiten, blut-
armen Zuſtänden bei denen eine Mehrung der Blutmenge und
Beſſerung der Blutbeſchaffenheit notwendig iſt, z. B. nach Blutver-
luſten (Operationen, Wochenbetten uſw.), nach überſtandenen er
ſchöpfenden Krankheiten, z. B. Jnfluenza, werden warm empfohlen
Trinkkuren im Hauſe mit

Lamſcheider Stahlbrunnen.
„Das Lamſcheider Waſſer hat ein ſehr großes Heilgebiet. Von
großer Bedeutung iſt dieſes Waſſer zunächſt bei der Chloroſe
(Bleichſucht) und Anämie (Blutarmut). Aber abgeſehen von der
Chloroſe und Anämie zeigen ſolche milden Eiſenwäſſer wie das
Lamſcheider eine unzweifelhaft günſtige Wirkung auf Magen
und Darm.“ „Die Verſuche haben ſehr befriedigt; beſonders
habe ich den Brunnen angewendet nach MagengeſchwürsKuren,
und ich habe gefunden, daß er gerade hierbei vorzügliche Wirkung
ausübt, nicht nur auf die Funktionen des Magens, ſondern auchauf den Allgemeinzuſtand.“ Das Lamſcheider Stahlwaſſer iſt
hochgradig eiſfenhaltig, leicht bekömmlich und gut verdaulich. Die
Patienten, die es genommen haben, haben ſich ſtets wohl gefühlt,
haben es gern getrunken und haben an körperlichem und ſeeliſchem
Wohlbefinden zugenommen.“ Ausführliche Mitteilungen über
Kurerfolge, Bezug des Brunnens koſtenlos durch: Lamſcheider

üſſeldorf SW. 153.

Zertz.
NMittelstrasseo 2 uach

Teile meiner werten Kundſchaft mit, daß ich mein Geſchäft von

Bismarckstrasse 15, am Schützenplatz,
verlegt habe und bitte fernerhin um gütige Unterſtützung.

Kert Kapphahn-

„Jch litt ſeit 3 Jahren an gelbl.Ausſchlag mit furchtbarem

Hautjucken.
Als ich noch nicht die Hälfte Jhrer
Zucker's Patent-Medizinal-Seife
aufgebraucht hatte, war der Aus

Zorn

Japapivche Reſzekd
gepäck

federleicht. 4

Leipzigerstrasse 90.

für Hand-

Volksausgabe.
Volksbuchhandlung, Halle a. S.C. F. Kitter,

ſchlag mit dem Jucken vollſtändig
beſeitigt. H. S., Poliz.Serg. i. D.
à St. 50 Pf. (15/0ig) u. 1.50 M.
35 9/oig, ſtärkſte Form). e
uckoobCreme 75 Pfg. u. 2 M.,

Ernst Haeckel
Preis 1 M.

Jeden Dienstag
m

Morgen u. jeden DienstagSahlachrefe ſt. e
Joh. Fisehe r

Gr. Goſenſtr. 39.

Anſichts Poſtkarten .ayſetit

Mangsfelderſtraße Nr. 3. Volksbuchhandl., Harz 42.43 Hale 3. S., Rene

aul RKust,
Kähneraugeneperateur,

Verreiſe vom 2. Juli bis 1. Aug.

C.
romenade 8.

er e iin u. 1. Jn allen Apoth., g.Auwmivium Trinkbecher Und Parfüm, erhältlich. Nichts

10 25 3, 50 anderes aufreden laſſen. Es gibt
3 Fite e dafür keinen Erſatz!

5 ne enLeipzigerstrasse 90. Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

S J a c c S
Erschelnt wöchentlich drelmal,

Wegweiser für unsere einkaufend
P Unsern Lesern bel Bedarf zur Beachtung empfohlen.

en Abonnenten.
Erschelnt wöchentlich drelmal,

e c e2272ree gx— dj gpeol6öS 3E
Avbraniungsgeschäfte

ele, Göbenstr. 1, p.

Oskar Kutscher, ctenner t.

Bettfedern, Betten r
ſerm. Baumüller, Burgstr. 5.

Burkhardt, Gr. Märkerstr. 17. F. Lindenhahn, Königstr. S.

r

ristian Glaser, Gr. Klausstr. 24.

S S

Leipzigerstr. 87.
Bekleid

Kinderwagen

Ernst Seltmann, Merseburgerstr. 10.

Saus- und Kücheugeräte

[Tuoſographirene Iielſors j ſ Welne u. Fruentuar cr.

-Gegenst. j. Art. di x J. Lade Vaeht., Teiprigerstr. 93.Richard Schrödtel, Steine 17. Max Kunze ögäeb gert 59.
Gr. Brauhausstr.,

K. Kuckenburg, Rannischestr. 12. eodor
Kolonialwaren

ühr, Leipzigerstr. 94.

[Ronigkuehesn, ZuckerwarenRob. Steinmetz, Leipzigerstr. S. rarrader u. Na einenBrauerelen S Keprſg, Reiſstr. 2.
E. C unſer Naſe a. S.

Briketts, Kohlen
charg Wolf, rerſang. Königstr.

Belikategsen uad Tische
Afr. DBerenardt. Gr. VIrichstr. 76.
I Doller, Leipzigerstr. 64.

Fleſschermelster. Wurstſfabriken]

J. Klostermann, Adrokatenweg 27.
Franz Kunze, Burgstr. 59.

NMerseburger-Augugt Hango 9 strasse 105.

Carl Laue, Körnerstrasese 34.
Robert Schäfer, Königstr.
Otto Ulbrieht, Bäckerstrasse I.

Brogoen und Farben Gummi waren
Ridler, Ranmseßestr. 2. C. Iappenbach, Gr. Ulrichstr. 41.

in FerantF. Hennieke, I. Ulrichstr. 15. 00dor ühr, Leipzigerstr. 94. W. Schmeil, Jakobstr. 60.

Friedrich Bock,

Kuüte and Mätzen Oskar Häder, Hallmarkt.

Schneiderei-Bedarizartikel Paul diegs, Ecke Leipzigerstr.

Woiss Woll Tapisserie

f. heerholdt, an
Ernst (Clausius, Rich. Wagnerstr. 16
Franz Geyer, Gr. Brunnenstr. 32 p.

C. Lange sen., Kl. Ulrichstr. 26.
Friedrich Flietner, Geiststr. 23. Ledernaudiungen

F. C. WIssell, artwlatr II.
I. Zengerling, Schulstr.

Spoedition, Möbeltransport
Kästner G0o., Brunoswarte 36.

Wilh. Hüller, Brnnnenstr. 53.

[Kaftee, Kakao, Tee
Herm. Schmiädt, Geiststr. 23.
iegm. Jacob, Gr. Märſerstr. S.

Tones und Wagen
C. o. Büsch, Leipzigerstr. 51.
Ernst Ochse, Leipzigerstr. 95. 3

Kartonagen

ob. Steinmetz

a cher v
Leipzigerstr. 8.

Sse
lehstr. 50

Vhren- u, Gold waren

frieärich Aofmann, ne
Robert Koch,

y Strasse 44.
Albert Mennicke, Gr. Steinstr. 62
A. Schäfer, Leipzigerstr. 92.

franz Bamme, Iindenstr. 56.
Marie Stellfeld, Triftstr. 4.

Willy Muder eue Promenade I6,
„Vis-à-vis Leipz. Turm.

Zigerrennaudlungen
F. Soldmann, Königstrasse 86.
Schubert, William, Zigarren und
Schulartikel, Lauchstädterstr. 15.

Julius Wiedemann, Schmeerstr. 4.

Ammendorf
O. Probsthayn, Bettf. Rein. Anst.

A. Weiss, Kleinschmieden 6. V. Wünscher, Schuhwaren.

T HAeldungen hezllelſch Aufnanme In den Oeecelser nimmt le Fxpeclltlon Harz 42/43 entgegen.
Für die Inſerate verantwortlich: Rob. JIgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. S
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